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Eingekragen im die
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Halle und den Saalkreis, die Rreiſe Merſeburg Buerfurk, Delitzſch Bikkerfeld,
Wikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.
Haupk-Geſchäftaſtelle: Barz 42/43. Geöffnet werktags von 7 Uhr früh bis 7 Uhr nachm. a Schwifkleikung: Barz 42/43. Sprechſtunde werkkags */212——/21 Uhr mikkags.

Aas Weſen des Reviſſonismns.

Von Julian Borchardt.
Als einen gewandten Schriftſteller, der es verſteht, den

Gegner durch unerwartete Paraden zu blenden, habe ich den
Genoſſen Stampfer ſchon immer bewundert. Und ſo hat es
mir auch diesmal ein ſozuſagen äſthetiſches Vergnügen bereitet,
mit welcher Geſchicklichkeit er das, was er als einen Angriff
anſah, zu parieren gewußt hat. Mit einer gewiſſen Herab-
laſſung erkennt er es als Fortſchritt an, „wenn man ſich im
Lager des Radikalismus jetzt zunächſt einmal über das eigene
Weſen klar zu werden verſucht“. Jn der Tat, ſehr hübſchl Mit
einer einzigen Handbewegung, und noch dazu auf die höflichſte
und liebenswürdigſte Art, ſo daß man ihm nicht einmal böſe
ſein kann ſind ſo die Radikalen als Dummköpfe hingeſtellt,
die zwar ſeit rund 50 Jahren ihre Anſichten vertreten, aber jetzt
erſt verſuchen, ſich über das eigene Weſen klar zu werden. Als
Fechterkunſtſtück unübertrefflich!l Nur leider, wie meiſt bei
derartigen Kunſtſtücken, ganz falſch und deshalb auch nicht ge
eignet, die Streitfrage zu klären. Es hat ſich nämlich bei
meinem Artikel wieder um etwas Neues gehandelt, das „jetzt
zunächſt einmal“ verſucht wird, noch in der Hauptſache um das
Weſen des Radikalismus, ſondern vielmehr um das des
Reviſionismus.

Es iſt ſchade, daß der Genoſſe Stampfer nicht auch früher
ſchon das Volksblatt mit derſelben Aufmerkſamkeit geleſen hat
wie jetzt. Er würde dann wiſſen, daß die erwähnten Anſichten
ſchon ſeit Jahren und ziemlich häufig im Volksblatt Ausdruck
gefunden haben. Jch erinnere nur an den Artikel „Schachbrett-
taktik“ zur Marokkopolitik des Parteivorſtandes im vorigen
Jahre, und an den Artikel „Die dringendſte Aufgabe“ im
Volksblatt. Auch andere Parteiblätter z. B. in der Erfurter
Tribüne veröffentlichten Artikel gleichen Sinnes. Es iſt
alſo ein großer Jrrtum, wenn Genoſſe Stampfer glaubt, dieſe
Anſichten ſeien „jetzt zunächſt einmal“ aufgetaucht.

Doch iſt dies ja ſchließlich weniger wichtig. Bedeutſamer iſt
ſchon der andere Jrrtum, als hätten wir in jenen Artikeln uns
über unſere eigenen Anſichten klar werden wollen. Das wäre
in der Tat ein bißchen ſpät geweſen, und der Widerſpruch, den
wir Radikale gegen die Lehren und die Taktik der Reviſioniſten
ſo viele Jahre lang erhoben haben, würde ſein ganzes mora-
liſches Gewicht verlieren, wenn ſich herausſtellen ſollte, daß wir
bisher über unſere eigenen Anſichten noch gar nicht klar waren!
Das trifft nun aber keineswegs zu. Das Weſen des Radikalis-
mus kennen wir, ſeit wir die grundlegenden Schriften des
Sozialismus ſtudiert haben. Dagegen bemerkten wir bei vielen
Parteigenoſſen eine erhebliche Verwirrung über das, was das
Weſen des Reviſionismus ausmacht, und hierüber Klar
heit zu ſchaffen, war der Zweck jener Artikel.

Als das Weſentliche am Reviſionismus wurde das Beſtreben
bezeichnet, durch geſchickte Diplomatie, alſo durch das Eingreifen
tüchtiger Perſönlichkeiten, gewiſſermaßen von hinten herum die
Ziele des Sozialismus zu verwirklichen. Jſt dieſe Definition
richtig oder nicht? Das dürfte wohl der Hauptpunkt unſerer
Erörterung ſein.

Stampfer hält ſie für falſch und führt, wenn ich recht ſehe,
nur einen Grund dagegen an. Denn die Geſchichte von Jgnaz
Auer kann doch wohl nur als Scherz gelten. Jch muß geſtehen,
ich habe ſo wenig Reſpekt vor hervorragenden Perſönlichkeiten,
daß ich wirklich nicht genau weiß, was jede einzelne von ihnen
auf jedem einzelnen Parteitag geſagt hat. Den Witz von Auer
auf dem Parteitag vor 13 Jahren werde ich wohl damals im
Bericht geleſen haben, aber ich hatte ihn längſt vergeſſen. Jch
habe alſo tatſächlich nicht gewußt, das Auer das im Jahre 1899
geſagt hat, und konnte ſchon aus dieſem Grunde nicht ſtutzig
werden. Jm übrigen aber beſtreite ich auch, daß der Ausdruck
„urſprünglich“ von Auer „ſtammt“. Es dürfte ja wohl für die
Weltgeſchichte herzlich gleichgültig ſein, wer dieſes wichtige
Wort zuerſt gebraucht hat, und in dieſem Zitieren von Autoren,
die man anerkennen müſſe, aus ſo gleichgültigem Anlaß erkenne
ich nur wieder den großen Wert, den der Reviſioniſt Stampfer
auf die Perſönlichkeit legt. Aber das weiß ich genau, daß ich
ſelbſt in demſelben Sinne und mit denſelben Worten ſchon
lange vor dem Jahre 1899 mich ausgedrückt habe.

Bleibt der andere, oder vielmehr der einzige Grund übrig,
den Stampfer gegen die beanſtandete Definition des Revi-
ſionismus verlangt: Die Reviſioniſten ſelbſt be
ſtreiten es, ſie wiſſen nichts davon, daß ſie der Perſönlichkeit
ein ſolches Gewicht beimeſſen; ja ſie beſtreiten überhaupt, eine
gemeinſame Richtung zu bilden, „auf jede einzelne reviſioni
ſtiſche Meinung würden mindeſtens zehn Reviſioniſten kommen,
die ſie entſchieden bekämpfen“.

Das glaube ich dem Genoſſen Stampfer aufs Wort. Das
haben wir oft genug erlebt und werden es weiter erleben. Aber
was iſt denn damit geſagt? Doch nur das eine, daß ſich die
Reviſioniſten ſelbſt über das Weſentliche ihrer Anſchauung,
über das, was ſie unter einander verbindet, nicht klar ſind!
Das iſt doch nicht etwas ſo ſeltenes, das kommt doch auch ſonſt
oft genug im Leben vor, daß die Handlungen eines Menſchen
von einer beſtimmten Grundanſchauung getragen ſind, ohne daß
er dieſe Grundanſchauung klar formuliert im Kopfe hat. Ja,
das iſt ſogar das gewöhnliche, regelmäßige. Jch nehme an, Ge-

kennt die. Geſchichte der bürgerlichen
Parteien gut genug, um zu wiſſen, daß jede von ihnen in
Wahrheit andere Grundanſchauungen hat, als ſie in ihren
Programmen und Proklamationen ausſprechen. Nicht etwa,
daß ſie abſichtlich lügen. Nein, ſie mögen ehrlich von der Wahr-

heit deſſen überzeugt ſein, was ſie reden und ſchreiben, aber ſie
täuſchen ſich über ſich ſelbſt. Um die Grundanſchauung eines
Menſchen kennen zu lernen, genügt es eben nicht zu wiſſen, was
er ſelbſt über ſich ſagt und denkt, ſondern man muß auch zu
Rate ziehen, was er tut. Wenn man das bei unſeren Revi-
ſioniſten nicht außer acht läßt, wird man, meine ich, zu der von
mir vertretenen Anſicht über ihre wirkliche Grundanſchauung
kommen.

Als Beiſpiel iſt das Streben mancher franzöſiſchen und
italieniſchen Reviſioniſten nach Miniſterpoſten angeführt wor-
den. Will man nicht annehmen, daß ſie dabei von der Ueber-
zeugung geleitet ſind, auf ſolchem Poſten vermöge ihrer perſön-
lichen Tüchtigkeit um ſo mehr für den Sozialismus leiſten zu
können dann bliebe ja nur ſchmutziges Strebertum übrig!
Nun meint Genoſſe Stampfer, die ganze Miniſtergeſchichte
komme für uns Deutſche nicht in Frage. Das will mir nicht
recht einleuchten. Wozu denn dann der heftige Streit um Hof-
gängerei und dergleichen? Natürlich muß man ſich dabei nicht
gerade auf das Wort „Miniſter“ verſteifen. Ob Miniſter oder
Oberbürgermeiſter oder Herrenhausmitglied, das kommt auf
eins heraus. Es handelt ſich um die Frage: ſollen wir irgend-
welche Konzeſſionen machen, damit tüchtige Kerle aus unſerer
Partei auf einflußreiche Poſten in der Regierung und Ver-
waltung gelangen? Dieſe Frage bejahen die Reviſioniſten,
weil ſie ganz wie Biſſolati der Ueberzeugung ſind, daß ein
tüchtiger Kerl auf ſolch einem Poſten dem Sozialismus mehr
nützen kann, als etwa durch die Konzeſſionen geſchadet wird.
Wir Radikale verneinen ſie, weil wir uns von ſolch perſönlichem
Einfluß einzelner keinen Vorteil für den Klaſſenkampf ver-
ſprechen. Das Beiſpiel Millerands und Briands hat uns Recht
gegeben, trotzdem bleiben die Reviſioniſten bei ihrer Meinung,
weil es eben ihre ehrliche, innerlich feſt verankerte Ueber-
zeugung iſt.

Jm übrigen handelt es ſich ja nicht um dieſen Punkt allein.
Wichtiger für Deutſchland iſt die Frage des Verhältniſſes der
Parlamentarier zur Partei. Und hier zeigt uns die
badiſche Großblocktaktik den inneren Unterſchied zwiſchen Revi-
ſioniſten und Radikalen. Sie iſt getragen von der Ueberzeugung,
daß es Sache der Führer ſei, durch geſchickte Ausnutzung der
Parteiverhältniſſe im Parlament für die Geführten zu ſorgen.
Daraus ergibt ſich dann die weitere Folgerung, daß die Ge-
führten weiter nichts zu tun haben, als tüchtige Kerle zu

wiählen, dann aber nicht dreinzureden und den Führern etwa
ihre diplomatiſchen Zirkel zu ſtören. Dabei iſt es wieder ganz
gleichgültig, ob die Beteiligten ſelbſt dieſe Folgerung mit
klarem Bewußtſein ziehen oder nicht. Jch glaube nicht einmal,
daß ſie es tun. Jm Gegenteil, ſie werden es wahrſcheinlich ſehr
heftig beſtreiten. Aber gerade dann iſt es um ſo bezeichnender,
daß Genoſſe Kolb vor ein paar Jahren bei einer derartigen
Debatte ſich ſinngemäß beklagte: es iſt ſehr falſch, daß man uns
zwingt, ſo viel von unſeren Plänen in der Oeffentlichkeit zu
ſagen, wir haben ſchon viel zu viel geſagt. Jch bezweifle nicht
einen Augenblick, daß Genoſſe Kolb nicht die Ab ſicht hat, die
Parteigenoſſen zu bevormunden, aber aus der reviſioniſtiſchen
Grundanſchauung ergibt ſich das von ſelbſt als logiſche
Konſequen z.

Damit erledigt ſich auch, was Genoſſe Stampfer über
Meinungsverſchiedenheiten bei den Radikalen ſagt. So wenig
jeder Reviſioniſt ſich über ſeine Grundanſchauung im klaren iſt,
ſo wenig auch jeder Radikale. Und dann ſchließt doch die ge-
meinſame Grund anſchauung keineswegs Meinungsver-
ſchiedenheiten über Einzel fragen aus! Wenn auch alle
Reviſioniſten überzeugt ſind, daß tüchtige Führer die Sache
machen müſſen, ſo kann es doch noch ſehr hitzige Meinungs-
kämpfe darüber geben, was der Führer im gegebenen Fall tun
ſoll. Und ebenſo: man kann überzeugt ſein, daß allein die
Tätigkeit der Maſſe und die ökonomiſche Entwicklung uns vor-
wärts bringt, und kann darum doch ſehr darüber ſtreiten, was
zur Aufklärung und Organiſation der Maſſe zunächſt zu tun ſei.

Um die Frage zu entſcheiden, obe dieſe Definition des Revi-
ſionismus richtig iſt, gibt es ein, leider ziemlich mühſames
Mittel: man muß die Parteiſtreitigkeiten der letzten 15 Jahre
daraufhin durcharbeiten, ob nicht das Verhalten der Reviſio-
niſten ſich aus der angegebenen Grundanſchauung ohne weiteres
erklärt. Es wäre das eine recht intereſſante Aufgabe. Dann
gibt es für die Genoſſen, die ſich informieren wollen, noch einen
anderen Weg: ſie mögen in Zukunft an alle Streitfragen

deren es auch dann wohl nicht fehlen wird den empfohlenen
Maßſtab anlegen und ſich daraus ein eigenes Urteil bilden.

Schrecken des Militarismus.
Vor dem Oberkriegsgericht in Koblenz wurde im Wieder-

aufnahmeverfahren gegen den Fuhrmann Z., früher Musketier
im 58. Jnfanterieregiment, verhandelt. Er war vom Kriegs-
gericht wegen angeblicher Simulation zu vier Monaten Ge-
fängnis verurteilt worden, weil er durch Vortäuſchung einer
Krankheit verſucht habe, ſich der Dienſtpflicht zu entziehen. Das
Oberkriegsgericht hatte in der Berufung die Strafe noch um
weitere zwei Monate erhöht. Das Wiederaufnahmeverfahren
iſt vom Reichsmilitärgericht auf Grund eines Gutachtens des
wiſſenſchaftlichen Senats der Kaiſer-Wilhelm- Akademie in Ber-
lin angeordnet worden. Z. war im Frühjahr 1909 wegen einer
Sehnenerkrankung in Behandlung geweſen. Später verſagte
er bei einer Reihe von Uebungen unter Berufung auf ſein
Leiden den Dienſt. Man zwang ihn aber, zu marſchieren,Klimmzüge zu machen, ſteile Wande hinaufzuſteigen und
hinunterzuſpringen, auch wenn Z. erklärte, nicht mehr weiter
zu können oder er über Schmerzen auch an anderen Körper-
teilen klagte, und wenn er, ſtatt zu ſpringen, von einer Wand

hinunterfiel. Die Verleſung der ſchriftlichen Ausſage des zur-
zeit verhandlungsunfähigen Z. gab ein erſchütterndes Bild der
Leiden, denen der Unglückliche auf Grund des Gutachtens mili-
tärärztlicher „Sachverſtändigen“ ausgeſetzt geweſen war. Der
Oberſtabsarzt ſchrieb ihn immer wieder geſund, was für ein-
elne Vorgeſetzte der Anlaß war, den Kranken mit der größten

Rückſichtsloſigkeit zu behandeln. Als er z. B. von einer Wand
hinuntergefallen war, weil ſein Fuß verſagte, zwang ihn ein
Leutnant, von neuem hinaufzuklettern; als er bei einer Uebung
nicht mehr mit konnte, ließ man ihn, ſtatt ihn auf einer Trag-
bahre fortzuſchaffen, eine weite Strecke von Soldaten ſchleppen.
Nicht weniger als acht Diſziplinarſtrafen erlitt der Gepeinigte

angeblichen Simulation, ohne daß der Arreſt be
greiflicherweiſe ſein Leiden beſſerte; ſchließlich erhielt er, wie
mitgeteilt, ſechs Monate Gefängnis. Schon während
der Vollſtreckung der Gefängnisſtrafe wurden krankhafte Er-
ſcheinungen körperlicher und geiſtiger Art d und er
er ſahenterſuchungen führten ſchließlich zum Wiederaufnahme-

erfahren.
Das t r kam jetzt zu der Freiſprechung,

weil nach dem Gutachten des wiſſenſchaftlichen Senats Z. tat
ſächlich in all den Fällen, wo man ihn als Simulanten peinigte
und beſtrafte, krank war. Es handelt ſich um krampfartige
nervöſe Erſcheinungen, die Schmerzen in den verſchiedenſten
Muskeln hervorrufen. Bei Z. handelte es ſich um eine beſonders
ſchwere Form dieſer Neuroſe. Der wiſſenſchaftliche Senat führt
die Erkrankung auf Ueberanſtr g im Dienſtzurück: im Anſchluß an die Sehnenſchei et hätten
die fortgeſetzten Ueberanſtrengungen unter dem militäriſchen
Zwang die ſchwere Erkrankung e Auch geiſtige Ver-
änderungen ſeien mit Z. vorgegangen. Z. ſei ein weinerlicher,
haltloſer Menſch geworden. Dieſe Hhſterie ſei früher nicht vor
handen geweſen. Mit klaren Worten ſpricht es der wiſſenſchaft
liche Senat aus, daß die Behandlung, die man dem körperlich
kranken Menſchen zuteil werden ließ, auch ſeine geiſtige Er
krankung verſchuldet hat. Die beſtändigen Aufregungen hätten
ſchließlich die Hyſterie zur Entwicklung gebracht.

Nach dem Urteil des Kriegsgerichts wird die Staatskaſſe ver
pflichtet, den Z. wegen unſchuldig erlittener- Haft zu ent
ſchädigen. Der Vermögensſchaden iſt aber tatſächlich bei Z.
nur gering. Daß er für ſein ganzes Leben ein kranker,
unbrauchbarer und unglücklicher Menſch geworden iſt, dank dem
menſchenvernichtenden Militarismus, das wird ihm keine
Staatskaſſe je erſetzen.

Noch ein anderer, ähnlicher Fall beſchäftigte am gleichen Tage
das nämliche Oberkriegsgericht: Ein Ulan vom 7. Regiment
war nach beendeter dreijähriger Dienſtzeit deſertiert, weil er
nicht für erlittene Strafen nachdienen wollte. Das Kriegs-

ericht verurteilte ihn, auch wegen Diebſtahls im wiederholten
ückfalle, zu 14 Monaten Gefängnis uſw. Jn der Einzelhaft

ergriff ihn ein Tobſuchtsanfall, der eine Geiſteskrankheit
zur Folge hatte. Er erhängte ſich, wurde aber noch reichtzeitig
abgeſchnitten. Der Sachverſtändige erklärte: Der bei Be-gehang der Tat völlig ungurenungsiälzge Mann ſei durch

die fünf Monate dauernde Einzelhaft irr-ſinnig geworden. Das Oberkriegsgericht verurteilte den
Mann zu fünf Monaten Gefängnis, die durch die Unter-
ſuchungshaft für verbüßt erklärt wurden.

7

Wobleibt der geſunde Menſchenverſtand? Die
Frage wirft der Abg. Erzberger im Tag auf, im Anſchluß
an eine Beſprechung der geradezu ungeheuerlichen Art der Be
handlung eines invalid gewordenen Soldaten. Der Fall liegt
nach den Angaben Erzbergers folgendermaßen

„Ein alter Soldat erlitt 1877 während ſeiner Dienſtzeit
einen Schlaganfall, der ihn lähmte; nachdem er 18 Monate
im Lazarett gelegen hatte, wurde er zur in voſitten in dieHeimat entlaſſen; zwei Perſonen inhien ihn führen; ſein
Bewußtſein war meiſtens getrübt. 1880 mußte er zur
Generalmuſterung erſcheinen; der dienſttuende erklärte ihn ohne weiteres als dienſtuntauglich; aber bis 1894
mußte er jährlich zur Muſterung erſcheinen. In dieſem Jahr
machte er erſtmals ſeine Anſprüche an die Militärverwaltung
geltend die Antwort des zuſtändigen Kriegsminiſteriums
war eine ablehnende, da er 1878 ohne Jnvalidenverſorgung,
wegen zeitiger Dienſtunbrauchbarkeit zur Dispoſition der
e entlaſſen worden ſei, er aber ſeit 15 Jahren
keinen Rekurs hiergegen ergriffen habe; alſo Ablehnung
„wegen verſpäteter Rekursergreifung'. Doch das Mini-
ſterium hatte ein Einſehen: es ſandte den Jnvaliden dreimal
ins heilende Bad, was eine Beſſerung im Gefolge hatte; es
zahlte von 1878-—1894 jährlich 180 Mk. fortlaufende Unter-
ſtützung; erhöhte dann dieſe wiederholt durch neue außer-
ordentliche Unterſtützungen von 80 bis 250 Mk., ſo daß der
arme Krüppel in den letzten Jahren über 400 Mk. erhielt.
Das Kriegsminiſterium ſuchte die verſpätete Rekursergreifung
durch Unterſtützungen gutzumachen. Das Befinden des
Militärinvaliden verſchlechterte ſich ſpäter wieder, die
Lähmung wurde eine vollſtändige, und heute iſt der Mann
total hilflos und 56 Jahre alt. Jn dieſem bedauernswerten
Zuſtand wird nun der Jnvalide im Mai d. J. durch ein
Schreiben des Bezirkskommandos überraſcht, wonach die jähr-
liche Unterſtützung von 180 Mk. in Wegfall kommt, „da Jhr
Krankheitszuſtand ein unheilbarer und derartig ſchwerer iſt,
daß Sie nichts mehr zu Jhrem notwendigſten Lebensunter-
halt erwerben können. Aus dieſem Grunde iſt die Weiter-
bewilligung der Unterſtützung nicht mehr zuläſſig, da in
dieſem Falle die geſetzliche Armenpflege einzutreten hat.“

Weil der Mann jetzt völlig ruiniert iſt, hält man eine
Unterſtützung nicht mehr für zuläſſigl Wahrlich ein tolles Stück.
Die Schuld liegt in dieſem Falle nicht beim Kriegsminiſterium,
ſondern daran, daß der Rechnungshof die fernere Gewährung
einer Unterſtützung beanſtandete, weil der Zweck der Unter
ſtützung, die Heilung des Jnvaliden, nicht erreicht werden
könnel Das heißt wirklich die Vernunft auf den Kopf ſtellen.
Jn ähnlicher Lage ſollen ſich übrigens nach dieſem neueſten
Entſcheid des Rechnungshofes noch mehr Jnvaliden befinden.
Wir ſtimmen dem Abg. Erzberger darin bei, daß das Kriegs
miniſterium die Unterſtützungen einfach weiter len ſoll,
die erforderlichen Mittel wird der Reichstag ohne Zweifel nach
träglich bewilligen.
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Politiſche Aeberſicht.
Halle a. S., den 6. Auguſt 1912.

Arbeitertrutz.
Das Keſſeltreiben gegen das Koalitionsrecht nimmt einen

ſtändig größeren Umfang an. Jnsbeſondere ſind es die Han
delskammern, deren Mitglieder faſt durchweg den liberalen
Parteien angehören, die dem Arbeiter die letzten Rechte nehmen
möchten. So hat auch die Elbinger Handelskammer auf An
frage des deutſchen Handelstags die Forderung eines beſſeren
Schutzes der Arbeitswilligen bei Streiks aufgeſtellt. Die Sorge
für einen wirkſamen Arbeitswilligenſchutz ſei die wichtigſte
Aufgabe unſerer Zeit. Die ſtaatlichen Organe müßten in weit
größerem Maße als bisher auf Grund der beſtehenden Vor
ſchriften ihren Pflichten zur Verhütung von Exzeſſen nach-
kommen und unnachſichtlich alle Delikte, die an Arbeitswilligen
begangen würden, einer möglichſt ſofortigen Beſtrafung zu-
führen. Das Koalitionsrecht arte vielfach in einen Koalitions-
zwang aus. Jedenfalls könne von einer Sicherung des Rechts
des einzelnen, auch bei Streiks ſeine Arbeitskraft nach Belieben
zu verwenden, nicht mehr die Rede ſein. Es ſeien daher Be-
ſtimmungen erforderlich, welche die Möglichkeit nehmen, die
Arbeitswilligen zu beeinfluſſen, wie das z. B. durch das Streik-
poſtenſtehen erfolge. Bei Abfaſſung ſolcher Vorſchriften ſei zu
beachten, daß auf den Willen der Arbeitswilligen die Vergegen-
wärtigung nicht nur der während des Streiks drohenden Ge-
fahren, ſondern auch die Drangſalierungen nach Wiedereinſtel-
lung der Arbeiter einwirkt, die nicht nur in ſtrafbaren Hand
lungen, ſondern auch in dauernden Schikanen und Beläſti-
gungen beſtehen. Die Quelle der Streikausſchreitungen ſei die
planmäßige Verhetzung durch ge werbsmäßige Agitatoren. Zu
fordern ſei daher weiter eine Beſtimmung, die ein Einſchreiten
gegen jeden ermöglicht, der Arbeitermaſſen aufwiegelt und in
einer die Tatſachen verdrehenden Weiſe erregt. Schließlich
ſei auch eine energiſche Haltung der Arbeitgeber und ein tat-
kräftiges Einſchreiten derſelben zugunſten der Arbeitswilligen
eine vorzügliche Bekämpfung der Streiks und ihrer unſeligen
Folgen. Die Arbeitgeber dürften ſich nie in Verhandlungen
mit den gewerbsmäßigen Agitatoren, die ſich als Vertreter der
ſtireikenden Arbeiter ausgeben, einlaſſen.

Dieſe Forderungen der Handelskammer Verbot des Streik-
poſtenſtehens, unnachſichtliche, ſofortige Beſtrafung der Streik-
vergehen und Ausnahmegeſetze gegen die „Aufwiegler“
atmen den Geiſt des Jnhabers der Schichauwerft. Sehr deutlich
geht aus dieſer Eingabe hervor, daß man vor allen Dingen die
Streiks bekämpfen will. Den Arbeitern ſoll es unmöglich ge-
macht werden, abgelehnte Lohnforderungen mit Ausſtänden zu
beantworten, und daher wird ihre Knebelung verlangt

Nationalliberale Tollheiten.
Die rheiniſchen Nationalliberalen hielten am Sonntag in

Rüngsdorf bei Bonn ein Sommerfeſt ab, an dem nach der
Köln. Ztg. 1000 nationalliberale Männer und Frauen teil-
nahmen. Die Feſtrede hielt Dr. Streſemann. Er for-
derte Weltwirtſchaft, Weltpolitik, imperialiſtiſche Politik, wie
Baſſermann es auf dem letzten Parteitage gemacht habe. Er
bemerkte: Jn den letzten Wochen drangen von jenſeits des

Kanals Reden zu uns herüber, die kaum noch verhüllte
Drohungen waren. Wir hörten, daß man in England jetzt ein
Lied vom Selbſtbewußtſein ſingen ſoll, das mit den ſtolzen
Worten endet: Wir haben die Leute, wir haben die Schiffe, wir
haben das Geld, um ſie zu bezahlen! Jch meine, führte Streſe-
mann weiter aus, mehr als für Engkland, das die Leute nicht
hat, gilt jedes Wort für Deutſchland. Wir haben die Menſchen,
die Schiffe und die Mittel, um eine großzügige Meeres- und
Flottenpolitik durchzuführen. Unſere Aufgabe als national-
liberale Partei iſt es, das Volk zu erziehen zu einer Groß-
zügigkeit des Denkens, in dieſer Frage dem einzelnen zu ſagen,
daß über dem Unmut über einzelne Leiſtungen und einzelne
Maßnahmen der Regierung hochſtehen muß die Liebe zum
Vaterlande, und daß dem Vaterlande gegeben werden muß,

was es braucht, um ſeine Stellung in der Welt erhalten zu
können. Handelt es ſich einmal um die Einheit und Freiheit

des deutſchen Vaterlandes, und die Sozialdemokratie würde es
wagen, dem Reiche die nötigen Mittel zu verweigern, dann
würden nicht 10 von den 110 Abgeordneten in den Reichstag
zurückkehren. Der deutſche Arbeiter, der wirtſchaftlich denken
lernt, merkt mehr und mehr, daß ſeine eigene materielle Exi-
ſtenz auf Gedeih und Verderb mit der Exiſtenz und dem Auf-
ſtieg des Vaterlandes verbunden iſt. Weil dieſe Jdeen ſtärker
ſind als die Parteiprogramme, habe ich die Hoffnung, daß ſie
ſich durchringen. Wir haben dafür zu kämpfen und das natio
nale Feuer zu ſchüren. Wir haben ein einiges Deutſchland,
wenn wir uns die Grenzlinien anſehen, wir haben es nicht,
wenn wir die inneren Verhältniſſe betrachten. Jſt es nicht
unerhört, wenn in der bayriſchen Reichsratskammer vom Deut-
ſchen Reich als von einer „andern Macht“ geſprochen wird?
Klingt es nicht wie eine Auflöſung des Reichsgedankens, wenn
ein Staatsminiſter die Stirn hat, von einem odioſen Reichs-
geſetz zu ſprechen? Dieſes Wort hätte einen Sturm der Ent
rüſtung auslöſen müſſen. Es geſchah nicht.

Jm Anſchluß an dieſe Rede ſprach u. a. der frühere Ober
reichsanwalt Dr. Ham m. Er meinte, die nationale Jdee müſſe
mehr betont und die Liebe zum Vaterlande müſſe den durch
die Sozialdemokratie Verhetzten wieder eingeprägt werden.
Totſchlagen könne man die Arbeiter nicht; man müſſe ſie er-
ziehen zur Liebe zum Vaterland, und das werde gelingen.

Etwas anderes wird gelingen: Die Aufklärung der Maſſen
über das Weſen der wahnſinnigen Rüſterei zu fördern. Die
Arbeiter hüben und drüben erkennen immer deutlicher, daß das
Rüſten der ſchlimmſte Feind ihrer freiheitlichen und materiellen
Entwicklung iſt. Der Rüſtungskoller plündert die Arbeiter bis
aufs Hemd aus und wirft den ſogenannten Patrioten Rieſen-
gewinne in den Schoß.

Die Arſachen der Landflucht.
Um gegen die Tuberkuloſe auf dem Lande geeignete Maß-

nahmen ergreifen zu können, erforſcht Profeſſor Jacob von
der Berliner Univerſität, auf Anregung von Robert Koch und
mit Unterſtützung der Regierung, die Entſtehungsurſachen der
Tuberkuloſe auf dem Lande. Als Feld der Forſchungsreiſe war
der Kreis Hümmling im Regierungsbezirk Osnabrück, Provinz
Hannover, ausgeſucht, weil dort die Tuberkuloſe ſeit Jahren
die größten Opfer forderte. Jacob, ein ſcharfer Beobachter,
ſah den Dingen auf den Grund. Das Reſultat ſeiner Unter-
ſuchung hat er in einem umfangreichen Werk niedergelegt unter
dem Titel: „Die Tuberkuloſe und die hygieniſchen Mißſtände
auf dem Lande“. Jn dieſem Buche ſchildert er ohne jede Ver
tuſchung die Zuſtände ſo, wie ſie tatſächlich ſind. U. a. ſchreibt
er über die Urſachen der Landflucht folgendes:

„Die elenden Wohnverhältniſſe und hygieniſchen Mißſtände
ſind es größtenteils, welche den immer ſtärker werdenden
Abzug nach den Städten bewirken. Wie oft begegneten uns
in den Dörfern Soldaten, welche die wenigen Tage ihres
Urlaubs im Elternhauſe verbrachten und mit einem gewiſſen
Schamgefühl bekannten, daß gegenüber den günſtigen ſani-
tären Verhältniſſen in den Kaſernen die Lebensbedingungen
und Gewohnheiten in der Heimat ſo alles zu wünſchen
übrig ließen! Solche Leute ſind faſt ausnahmslos für das
Erwerbsleben auf dem Lande verloren. Sie verbleiben, nach-
dem ſie ihren Militärdienſt beendet haben, in den Städten
und ſuchen ſich hier eine Beſchäftigung. Das gleiche gilt
größtenteils für die weibliche Bevölkerung: haben die er-
wachſenen Mädchen erſt einige Jahre als Dienſtboten und in
ähnlichen Stellungen in den Städten geweilt, ſo wollen auch
ſie gewöhnlich nicht auf das Land zurückkehren. Will man
hierin wirkſame Abhilfe ſchaffen, will man die ſeit Jahren
immer ſtärker werdende Abwanderung vom Lande verhin-
dern, und die lebhaften Klagen der Gutsbeſitzer, der kleinen
und mittleren Landwirte über Leutenot beſeitigen, ſo müſſen
vor allem die Wohnungsverhältniſſe gründlich verbeſſert
werden. Entbehren ja ohnedies die auf dem Lande lebenden

Dienſtboten die perſönliche Freiheit und die mancherlei Ab
wechſlungen der Großſtadt. Zumeiſt haben ſie außerdem
einen erheblich geringeren Verdienſt, als ſie zum Teil für
eine weit weniger anſtrengende Arbeit in der Stadt erzielen
kännten und auch rechtlich befinden ſie ſich in einer un
günſtigen Stellung.“

Das klingt ganz anders, als in den konſervativen Schrif-
ten, in denen man die Landflucht auf ſozialdemokratiſche „Ver-
hetzung“ zurückführt und als Allheilmittel eine geſetzliche Be
ſchränkung der Freizügigkeit fordert.

Wie ſind nun die Wohnungsverhältniſſe im Kreiſe Hümm-
ling Von den 3250 Häuſern, die Profeſſor Jacob beſucht hat,
entſprachen 1571 48,8 Proz. nicht den geringſten Anforde-
rungen der Hygienel! Jn vielen Bauernhäuſern ſind über-
haupt keine beſonderen Schlafkammern vorhanden. Das ge-
ſamte Leben ſpielt ſich hier in einem einzigen Raume ab, wel
cher gleichzeitig als Wohn und Schlafkammer, als Küche und
Diele dient. So traf Jacob mehrere Häuſer an, in welchen
4—-8 Menſchen zuſammen mit mehreren Hunden und Katzen,
verſchiedenen Stück Rindvieh, (1) mit Hühnern, Ziegen uſw. in
einem und demſelben Raume ihr Daſein friſtetenl Ver-
ſchiedene Häuſer ſind nur Lehm- bezw. Erdhütten.

Heizbare Schlafkammern ſind in den wenigſten Häuſern an
zutreffen. Den ſchlimmſten Uebelſtand bilden die ſogenannten
Butzen. Es ſind dies Wandſchränke oder ſchrankähnliche Be-
hältniſſe, welche in den meiſt feuchten Mauern (oft der Küche)
eingelaſſen ſind und im allgemeinen einen Luftraum von ſechs
Kubikmeter für zwei bis drei Perſonen haben. Durch ver-
ſchiebbare Türen oder durch dichte Vorhänge werden die Butzen
abgeſchloſſen! Ein breites Brett dient als Lagerſtatt. Auf dem
Lagerbrett iſt eine große Strohſchicht ausgebreitet, die gewöhn-
lich nur alle paar Monate erneuert wird; darüber ein größerer
Fetzen alter Leinwand. Zur Bedeckung dienen alle möglichen
und unmöglichen Dinge, am ſeltenſten richtige, gute Ober
betten oder Schlafdecken. Jnfolge der mangelhaften und un
genügenden Bettwäſche müſſen die Leute vielfach in ihren
Kleidern ſchlafen. Beſonders während der Regen- und Winter-
monate ſind die Schlafkammern feucht und kalt; dann behalten
die Leute auch nachts über ihre Kleider auf dem Leibe, um ſich
in kalten Nächten nur einigermaßen zu erwärmen. Auch das
Zuſammenſchlafen mehrerer Perſonen verſchiedenen Geſchlechts
(Eltern mit erwachſenen Kindern, ſowie Dienſtboten) in dem
gleichen Bett oder in einer Butze veranlaßt die Leute, nachts
über die Oberkleider nicht auszuziehen. Dieſe Unſitte hält
Jacob für beſonders ſchädlich, weil die Menſchen am Abend
nach vollendeter Arbeit oft mit ganz durchnäßter oder durch-
ſchwitzter Kleidung in ihre Häuſer zurückkehren.

Eine Ventilation der Butzen iſt natürlich unmöglich. Jm
Gegenteil: der Rauch der offenen Herdfeuer dringt tagsüber
in ſie ein und macht die Atmoſphäre faſt unerträglich, be
ſonders in denjenigen Häufſern, in welchen die Fenſter nicht
geöffnet werden können. Jacob fand in einem Dorfe, daß von
191 Häuſern in 56 die Fenſter feſt eingemauert (l) waren.
Butzen fand er unter den 3250 Häuſern des Kreiſes noch in
1163 35,8 Proz. der Häuſer vor.

Was Profeſſor Jacob ſagt, beſtätigt das, was von ſozial-
demokratiſcher Seite ſchon oft über das Wohnungselend auf
dem Lande geſagt worden iſt.

Deutſches Reich.
Aerztepflicht und Kaſſenverwaltung. Jn einem Bericht

der Köln. Ztg. (Nr. 866) über die Stellungnahme der badiſchen
Aerztekammer zu der vom Reichsamt des Jnnern empfohlenen
Einführung der ärztlichen Anzeigepflicht für die
gewerblichen Vergiftungen heißt es:

Hierzu gehört ferner, daß die Genehmigung der-
artiger gefährlicher Betriebe an gewiſſe Bedingungen undVorſchriften zur Verhütung gewerblicher Krankheiten ge-

knüpft ſein muß (was gleichfalls noch nicht überall der Fall
iſt) und daß ferner die Kaſſenärzte, was nach Jnkrafttreten
der neuen Reichsverſicherungsordnung zu erhoffen ſteht, eine
unabhängigere und freiere Stellung einnehmen, damit die
Nachteile wegfallen, welche heute manchen Kaſſenarzt be-
drohen, falls er gezwungen iſt, aus einem Betriebe häufig
Anzeigen zu erſtatten.“

Die ihrer Pflicht bewußten Aerzte, die ihr hohes Amt frei
und ungehindert im Jntereſſe der Volksgeſundheit ausüben

Madame Bovary.
Ein Sittenroman aus der Provinz von Guſtave Flaubert.

Aus dem Franzöſiſchen übertragen von Joſ, Ettlinger.

Der alte Bovary blieb noch etwa einen Monat in Yonville
und ſetzte die Einwohnerſchaft durch eine neue, ſilberbetreßte
Dienſtmütze in Staunen, die er aufſetzte, wenn er allmorgend-
lich auf dem Marktplatz ſeine Pfeife rauchte. Da er ein ge-
wohnheitsmäßiger Branntweintrinker war, ſchickte er häufig
die Magd nach dem goldenen Löwen, um die Flaſche friſch
füllen und den Betrag für ſeinen Sohn aufſchreiben zu laſſen;
außerdem pflegte er ſeine Sacktücher zu parfümieren und ver-
brauchte in kurzer Zeit den ganzen Vorrat von kölniſchem
Waſſer, den Emma im Hauſe hatte.

Dieſer ſelbſt war ſeine Geſellſchaft gar nicht unangenehm.
Er hatte immerhin ein Stück Welt geſehen, wußte von Berlin,
Wien und Straßburg zu erzählen, von ſeiner Dienſtzeit, von
den Liebſchaften, die er gehabt, und den großen Frübhſtücken,
zu denen er geladen geweſen. Dabei war er ſtets guter Dinge,
zu Scherzen aufgelegt, und bisweilen, auf der Treppe oder im
Garten, faßte er ſie wohl um die Taille und rief ſeinem
Sohne zu:

„Junge, ſieh dich vor!“
Aber ſeine Frau fürchtete für den ehelichen Frieden ihres

Sohnes und beſorgte nicht ohne Grund, ihr Gatte möchte auf
die Dauer einen ſchädlichen Einfluß auf die Gedankenwelt der
jungen Frau ausüben: darum drängte ſie zur Heimreiſe.
Vielleicht fürchtete ſie auch noch ſchlimmere Dinge; ihrem Ehe-
herrn war in dieſer Beziehung alles zuzutrauen

Eines Abends kam Emma plötzlich der Wunſch an, die kleine
Bertha zu ſehen die nach ihrer Taufe der Tiſchlersfrau im
Dorfe zur Entwöhnung übergeben worden war, und ſo machte
ſie ſich auf den Weg nach dem Häuschen der Rollets, das am
äußerſten Ende des Dorfes zwiſchen Chauſſee und Wieſen nahe
den Anhöhen von Saint-Jean lag.

Es war Mittagszeit. Die Fenſterläden der Häuſer waren
geſchloſſen und die Schieferdächer, auf denen die Prallſonne
lag, ſchienen an dem metallnen Grat ihrer Giebel hin Funken
auszuſprühen. Ein lauer Houch bewegte die ſchwere Luft.
Emma fühlte, daß das Gehen ſie ermattete; die ſpitzen Kieſel
auf dem Wege ſchmerzten ſie beim Auftreten. Sie überlegte,
ob ſie lieber zurückkehren oder in das nächſte Haus treten ſolle,
um ein wenig auszuruhen.

Jn dieſem Augenblick trat aus einem der benachbarten
Häuſer Leon mit einem Bündel Akten unter dem Arm. Er
begrüßte ſie und trat dann mit ihr in den Schatten der Leine-
wandmarquiſe, die vor Herrn L'Heureux' Schaufenſter aus-
geſpannt war.

Emma teilte ihm mit, daß ſie im Begriff ſtehe, nach ihrem
Kinde zu ſehen, aber bereits zu müde dazu geworden ſei.

„Wenn begann Leon, wagte aber den Satz nicht aus-
zuſprechen.

„Haben Sie etwas Wichtiges zu tun?“ fragte ſie wieder.
Und als er verneinte, bat ſie ihn, ihr für den Reſt des Weges
ſeinen Arm zu leihen.

Noch am ſelben Abend erzählte man ſich in ganz Yonville
davon, und Madame Tuvache, die Frau des Maire, erklärte in
Gegenwart ihres Stubenmädchens, dieſe Madame Bovarh kom
promittiere ſich.

Um zu der Wohnung der Tiſchlersfrau zu gelangen, mußte,
man am Ende der Hauptſtraße links abbiegen und zwiſchen
Hütten und Gehöften hindurch in der Richtung nach dem
Friedhofe einen ſchmalen Pfad aufwärts gehen, der von
Weiden geſäumt war. Sie ſtanden eben in Blüte und gleich
ihnen Ehrenpreis, Hagebutten, Neſſel- und Brombeergeſträuch.
Durch die Lücken der Hecke ſah man da und dort in den
Bauernhöfen ein Schwein auf dem Miſte oder eine angebun-
dene Kuh, die ihre ſtumpfen Hörner an einem Baumſtamm

ſcheuerte.
Die beiden gingen langſam Seite an Seite; ſie ſtützte ſich

leicht auf ſeinen Arm und hielt ſeinen Schritt zurück, den er
behutſam dem ihrigen anzupaſſen bemüht war. Vor ihnen her
tanzte ein Schwarm von kleinen Mücken, die die warme Luft
mit ihrem Surren erfüllten

Sie erkannten das Haus an einem alten Rußbaum, der es
beſchattete. Es war ein niedriger, kleiner Bau, mit braunen
Ziegeln gedeckt unterhalb der Bodenluke hing ein Kranz ge-
trockneter Zwiebeln. Ein Paar Obſtbäume hinter einer
Stachelhecke umgaben ein Beet mit Lattich, Lavendel und
blühenden Erbſen, die an hölzernen Stangen gezogen wurden.
Ueber den grasbewachſenen Boden rieſelte ſchmutziges Waſſer
daher ein paar Lumpen von unbeſtimmtem Beruf trockneten
an einer Leine mit einigen gewebten Strümpfen und einer
roten Weiberjacke; ein großes Tuch von grober Leinwand hing
zum Bleichen auf der Hecke.

Beim Knarren der Zauntüre erſchien die Amme, auf dem
Arm ein Kind, das ſie eben ſäugte. An der andern Hand führte
ſie einen ſchmutzigen, kleinen Bengel, das Geſicht voller Aus
ſchläge, den Sprößling eines Mützenmachers in Rouen, den
ſeine Eltern aus Mangel an Zeit hatten aufs Land geben
müſſen.

„Kommen Sie nur hier herein, Madame“, ſagte ſie. „Jhre
Kleine ſchläft drinnen in der Stube.“

Dieſe Stube, zu ebener Erde gelegen und die einzige, aus
der die Wohnung beſtand, enthielt an ihrer Rückwand ein brei-
tes Bett ohne Vorhänge, während der Backtrog ſeinen Platz
gegenüber auf der Seite des Fenſters hatte, deſſen zerbrochene
Scheibe mit einem Fetzen blauen Papiers halb verklebt war.
Jn der Ecke hinter der Tür ſtanden unter dem Rinnſtein
Schuhe mit blanken Nägeln neben einer halbgefüllten Oel-
flaſche, aus deren Hals eine Gänſefeder hervorragte. Auf dem
ſtaubigen Kaminſims lagen Gewehrſteine, Lichtſtümpfchen und
Zunderſtücke herum. Der größte Luxus, den das ganze Gelaß
aufwies, war das Bild einer trompetenden Fama, das offenbar

aus dem Preiskurant irgend eines Seifenfabrikanten ausge-
ſchnitten und mit einem halben Dutzend Schuhnägel an die
kahle Wand geheftet war.

Emmas Kind ſchlief auf dem Boden in einer alten Wiege
von Korbgeflecht. Sie nahm es mit den Decken, in die es ge
wickelt war, auf und begann es leiſe ſingend auf den Armen
zu wiegen.

Leon ging indeſſen im Zimmer auf und ab; es berührte ihn
ſeltſam, die ſchöne jugendliche Geſtalt in der hellen Sommer-
toilette inmitten dieſer Stätte der Armut zu ſehen. Emma er-
rötete, als ſie ſeine Blicke ſo unausgeſetzt auf ſich gerichtet ſah;
er bemerkte es und wandte ſich ab in der Meinung, ſie vielleicht
beläſtigt zu haben. Dann legte ſie die Kleine in ihr Bettchen
zurück, die ſich eben auf ihren Halskragen erbrochen hatte. Die
Amme beeilte ſich, die Flecke abzuwiſchen und verſicherte, es
werde keine Spur davon zurückbleiben.

„Mir macht ſie es oft noch ganz anders“, ſagte ſie, „und ich
habe den ganzen Tag nur für ſie zu waſchen. Wenn Madame
doch die Güte haben wollten und möchten dem Camus, dem
Krämer, Auftrag geben, daß ich mir bei ihm ein paar Stück
Seife holen kann, wenn ich ſie nöig habel! Es iſt auch viel be-
quemer ſo für Madame ſelbſt, damit ich Sie nicht jedesmal be-
läſtigen muß.“

„Es iſt gut“ ſagte Emma und wandte ſich zum Gehen. „Auf
Wiederſehen alſo, Frau Rollet.“

r T Oinaustreten ſcharrte ſie noch auf der Schwelle ihre
Füße ab.

Die Frau begleitete ſie bis zur Gartentür und klagte noch
weiter über die Plage, die ſie des Nachts mit dem vielen Auf-
ſtehen habe.

„Jch bin manchmal morgens ſo abgeſchlagen davon, daß ich
auf meinem Stuhl einſchlafe. Wenn Madame mir wenigſtens
für den Monat ein kleines Pfund gebrannten Kaffee geben
r möchten, den ich morgens mit Milch dazu trinken
önnte
Unter dem Schwall ihrer Dankesworte verließ Emma auch

den Garten; aber ſie waren noch keine zwanzig Schritt weit
gegangen, als hinter ihnen das Klappern von Holzſchuhen laut
wurde: es war nochmals die Amme.

„Was gibt es denn noch?“ fragte Madame Bovarh.
Die Tiſchlersfrau zog ſie bei Seite hinter einen Baum und

begann von ihrem Manne zu ſprechen, der bei ſeinem kärg-
lichen Einkommen und den ſechs Franks jährlich, die ihm der
Kapitän

„So ſagen Sie doch endlich, was Sie wollemn!“
„Ach“, klagte die Frau, während ſie jedes Wort mit einem

Seufzer begleitete; „ich habe ſolche Angſt, er möchte ſich er-
zürnen, wenn er mich morgens den Kaffee alleine trinken ſieht.
Sie wiſſen ja, Madame, wie die Männer ſind

„Sie ſollen auch für ihn welchen haben“, wollte Emma ſich
losmachen, „aber nun halten Sie mich nicht länger auf.“

„Ach Gott, liebe, gute Dame, es kommt noch von ſeinen Bleſ-
ſuren, er hat immer ſo böſe Krämpfe auf der Bruſt, den
Apfelwein verträgt er gar nicht mehr
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wollen, haben alſo alles Intereſſe daran, daß die Anſchläge der
Scharfmacher auf die Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen zu

ſchanden werden. Das ergibt ſich deutlich genug aus dem zitier
ten Satze des Berichts eines nationalliberalen Unternehmer
blattes, das übrigens damit auch wieder einen Beitrag zu der
Frage liefert „Wer übt Terrorismus

Das eskamotierte Vereinsrecht. Der Amtsvorſteher von
Büdelsdorf verſagte dem Arbeiter-Radfahrerverein Bruderbund
in Rendsburg die Genehmigung zur Abhaltung eines Feſtzugs
zum Feſtplatz in Büdelsdorf und verbot auch das im Feſtlokale
vorgeſehene Konzert. Der Landrat Bruk in Rendsburg, ein
bekannter preußiſcher Dreiklaſſenabgeordneter, gab ſeinen
Segen dazu. Die Aktion war gemacht worden, weil an dem-
ſelben Tage in Büdelsdorf der Kreiskriegervereinstag und die
Fahnenweihe des Büdelsdorfer Kriegervereins ſtattfinden
ſollte. Der Vorſitzende des Arbeiter Radfahrervereins legte
Beſchwerde beim Regierungspräſidenten ein, der die Beſchwerde
ablehnte. Die Begründung iſt ein Dokument preußiſcher Poli-
zeiwillkür. Jn der Begründung wird bemerkt, die beiden Feſt-
lichkeiten fielen zeitlich zuſammen und beide Feſtlokale lagen
ma zuſammen nun heißt es in dem entſcheidenden Paſſus
weiter:

„Die Polizeibehörde durfte deshalb nicht dulden, daß der
Feldgottesdienſt und die Fahnenweihe, wo Choräle und
patriotiſche Lieder mit Muſikbegleitung geſungen wurden,
durch das von Jhnen in dem Schmookſchen Lokal beabſichtigte
Konzert geſtört wurde. Das Verbot des Konzerts war um
ſo mehr berechtigt, als ſein Beginn ſo feſtgeſetzt war, daß
unter Berückſichtigung aller in Betracht kommenden Umſtände
eine Störung der Fahnenweihe mit Sicherheit als beabſichtigt
anzunehmen war.“

Zur Begründung der Verſagung der Genehmigung für den
Umzug wird auch der vorjährige Streik auf der Karlshütte in
Büdelsdorf herangezogen, um die Arbeiterſchaft als zu Gewalt-
tätigkeiten geneigt hinzuſtellen. Schließlich wird auch noch die
vom Arbeiter-Radfahrerverein beabſichtigte Veranſtaltung als
eine Gegendemonſtration gegen das Kriegervereinsfeſt bezeich-
net. Das wäre doch auch kein geſetzlicher Grund zu einem
Verbot. Jn Wirklichkeit war das Arbeiter-Radfahrerfeſt längſt
beſchloſſen, als noch niemand etwas von dem Kriegervereinsfeſt
wußte. Der Ort ſollte an dem Tage ausſchließlich unter dem
Zeichen des Hurrapatriotismus ſtehen, das iſt der wahre
Grund, der zu dem ungeſetzlichen Vorgehen gegen den Arbeiter-
Radfahrerverein führte.

Reichstagserſatzwahl. Bei der Reichstagserſatzwahl im
Wahlkreis Pfarrkirchen erhielt der Kandidat des Bahyriſchen
Bauernbundes, Oekonom Joſeph Bauer, 8650 Stimmen, der
Zentrumskandidat, Bürgermeiſter Gerauer, 5798 Stimmen,
12 Stimmen waren zerſplittert. Der Bauernbündler iſt ſomit
gewählt.

Spionagefurcht oder „Manie“. Am Sonnabend wurden
in der Eckernförder Bucht nicht weniger als fünf Eng-
länder auf ihrer Jacht wegen Spionageverdachts verhaftet und
Montag früh nach Kiel in das Unterſuchungsgefängnis über-
führt. Sie haben ihren Wohnſitz in London. Die Jacht, die
vorläufig im Eckernförder Hafen liegen bleibt, führt den Namen
Silver Crescent. Die Herren, die angaben, auf einer Verg
gnügungsreiſe zu ſein, hatten viele photographiſche Platten mit
Aufnahmen von den Oſtſeehäfen an Bord. Das Boot, die
photographiſchen Apparate, die Platten und Papiere ſind be
ſchlagnahmt und die Akten über die Vorunterſuchung dem
Reichsanwalt nach Leipzig überſandt worden.

Jn Metz wurden, ebenfalls unter dem Verdacht der Spionage,
der Schirrmeiſter vom Artilleriedepot Maark, der Vizefeld-
webel Welk von der Brieftaubenſtation Metz-Oſt und der nach
Berlin kommandierte Sergeant Fiſcher verhaftet

Türkei.
Neue Wandlungen,

Das Parlament iſt aufgelöſt worden. Jn erſter Linie fügte
man ſich dem Willen der Albaneſen. Das Parlament ſelbſt
zeigte nicht übel Luſt, ſich der neuen Regierung zu fügen.
So antwortete es auf die programmatiſche Erklärung der
Regierung, die ein offener Angriff auf das Komitee war und
unumwunden das Ziel verfolgte, ein Mißtrauensvotum zu
provozieren, mit einem Vertrauensvotum, dem allerdings eine
Anzahl Stimmen zur abſoluten Majorität fehlten. Allein, ohne
Macht und ohne Autorität, konnte dieſes Parlament der Re
gierung nur zum beſchwerlichen Ballaſt werden. Die Frage
war auch von vornherein nur, ob man die Auflöſung, folglich
die Neuwahlen bis auf eine etwas ruhigere Zeit aufſchieben
ſollte, aber die Ungeduld der Albaneſen und das Drängen
der Offiziersliga gaben den Ausſchlag.

Die Offiziersliga trat als die politiſche Vertretung der
Armee auf. Die Armee das iſt hier das Offizierkorps. Man
würde ſich aber täuſchen, wenn man glauben wollte, das ge
ſamte Offizierkorps ſtehe hinter der Liga. Wie wiederholt
hervorgehoben worden iſt, hatte die Gewaltherrſchaft des Komi-
tees eine allgemeine Unzufriedenheit geſchaffen, die auch das
Offizierkorps ergriff. Zwiſchen dieſer allgemeinen Unzufrieden
heit und einer allgemeinen Organiſation der Offiziere liegt
aber noch ein weiter Zwiſchenraum. Die Regierung wurde
von den Albaneſen und den revoltierenden Offizieren ange
griffen da es ſich darauf zeigte, daß ſie infolge der allgemeinen
Unzufriedenheit auf die Armee ſich nicht mehr ſtützen kann,
mußte ſie weichen. Die Regierung einmal geſtürzt, machten
ſich die unzufriedenen Elemente breit, und da erſt bildete ſich
die Offiziersliga. Sie umfaßt einen bedeutenden Teil der
Offiziere, aber allem Anſcheine nach noch lange nicht die Majo-
rität. Und ſchon ſetzte eine Gegenbewegung ein.

Die Einigkeit konnte nur in einem Punkt beſtehen: in der
Notwendigkeit, die Tyrannei der Komiteeleute zu ſtürzen
ähnlich wie beim Sturz Abdul Hamids. Darum dauerte ſie
auch nur einen Augenblick den Augenblick des Sturzes. Dann
herrſchte die Entſpannung der Gemüter, die ſich in einem ge
meinſamen Wunſche zuſammenfanden, und die Divergenz der
Intereſſen und Meinungen begann wieder ihr regelloſes Spiel.

Neben den allgemeinen politiſchen Momenten waren es noch
beſondere Momente, die die Unzufriedenheit der Offiziers
kreiſe hervorriefen. Da war die Tatſache, daß mit der Revo
lution eine Anzahl Offiziere in hervorragende adminiſtrative
Stellungen aufrückte, während die große Zahl beim Kaſernen-
dienſt verblieb. Da war der Unterſchied zwiſchen dem Dienſt
in der Provinz und dem Leben in der Hauptſtadt eine ewige
Quelle der Verdroſſenheit der Offiziere in der Provinz, die
aus natürlichen Gründen die große Mehrzahl bilden. Viel
böſes Blut hat ferner der Ausgang der Kämpfe im Jemen
gemacht. Dieſe Feldzüge in der Wüſte ſind ſchrecklich: man
hat ausgerechnet, daß 40 Proz. der Leute dabei verloren
gehen, und wer zurückkehrt iſt meiſtens körperlich und moraliſch
gebrochen. Nun ſagte man ſich, daß, um einen Vertrag zu
ſchließen, wie jenen, der mit dem Jmam Jahia zuſtande ge
bracht wurde, man nicht erſt den Krieg im Jemen zu führen
brauchte. Das hätte man ohne Krieg billiger haben können.
Man machte für dieſen Krieg ganz beſonders den früheren
Miniſter des Jnnern, Talaat Bey, verantwortlich. Der

für die Türkei nachteilige Friedensſchluß im Jemen war durch
den Ausbruch des italieniſchen Krieges aufgenötigt worden.
Schließlich, wenn auch die Situation in Tripolitanien und
Benghaſi noch immer für die Türkei günſtig iſt, ſo läßt ſich doch
noch in keiner Weiſe abſehen, wann und wie dieſer Krieg mit
Italien zu Ende geführt werden wird, und auch das förderte
die Mißſtimmung der Offizierskreiſe.

Es iſt klar, daß mit dem Sturz der unioniſtiſchen Regierung
dieſe beſonderen Urſachen der Gärung in den Offizierskreiſen
nicht beſeitigt worden ſind. Nur iſt jetzt für die Unzufrieden-
heit ein neuer Blitzableiter geſchaffen worden. Das iſt eben
die neue Regierung.

Man hat zur Bildung des neuen Kabinetts alle Autoritäten
zuſammengeſucht, die man überhaupt auftreiben konnte. Da
aber dieſe Autoritäten ſich unter dem alten Regime gebildet
hatten, ſind ſie alle mehr oder weniger anrüchig. Die Hoff-
nung, die man auf das neue Kabinett ſetzte, iſt, deshalb mit
ſtarkem Mißtrauen gepaart. Dieſes Mißtrauen würde noch
dadurch gefördert, daß die Regierung der alten Staatsmänner
in der Armee wie in den Verwaltungszweigen ſich mit ihrer
Anhängerſchaft umgibt, die natürlich ebenfalls aus der Zeit
des alten Regimes ſtammt. Auch der Vorſchlag der allgemeinen
politiſchen Amneſtie, die den verbannten reaktionären Macht-
habern, die zur Durchführung ihrer Jntrigen noch immer
über gewaltige Reichtümer verfügen, den Weg in die Haupt
ſtadt öffnen ſoll, erhöht den Argwohn.

Dieſe Stimmung, die zweifellos im Wachſen iſt, iſt für die
jungtürkiſchen Elemente günſtig, und die Orga-
niſation Einheit und Fortſchritt könnte unbedingt wieder an
Einfluß gewinnen, wenn ſie ſich vom Jakobinismus frei hält,
der ihren Sturz bedingte. Die Stimmung iſt innerhalb dieſer
Organiſation im gegebenen Augenblick ſehr konfus. Man be
kommt die wunderlichſten Dinge zu hören, wie z. B., daß ſich
aus der Mitte der Organiſation Verſchwörungen bilden, um
durch terroriſtiſche Akte die Schickſale des Landes zu lenken.

Das Programm der Regierung iſt in bezug auf die durch
zuführenden Reformen ſo nichtsſagend wie nur möglich, zeigt
aber den feſten Entſchluß, die Komiteeleute aus allen Stel-
lungen zu verdrängen. Bezeichnend iſt der kurze Paſſus über
die auswärtige Politik, der beſagt, daß die Regie
rung die Politik, wie ſie gleich nach der Revolution, gegen Ende
des Jahres 1325, d. h. 1908, verfolgt wurde, wieder aufnehmen
werde. Alſo, weder das, was früher, in den letzten Jahren
unter Abdul Hamid war, noch was 1909 und ſpäter nachfolgte.
Das bedeutet: Abrücken von Deutſchland und An-
ſchluß an England.

Prügelſzene in der Kammer.
Die Kammer hat der Regierung ein Mißtrauensvotum er-

teilt und ſich ſodann auf unbeſtimmte Zeit vertagt. Hierdurch
iſt der Regierung unmöglich gemacht worden, der Kammer von
dem Auflöſungsdekret Mitteilung zu machen. Nach der Ab-
ſtimmung, durch welche der Regierung das Mißtrauensvotum
erteilt wurde, kam es zwiſchen albaneſiſchen und jungtürkiſchen
Abgeordneten zu äußerſt heftigen Zuſammenſtößen und Hand-
gemengen. Ein Deputierter wollte von dem Revolver Gebrauch
machen, wurde aber von den anderen Deputierten daran ge
hintert. Durch das Mißtrauensvotum iſt die Regierung als
geſtürzt zu betrachten, und hat die Kriſe eine bedrohliche Ver
ſchärfung angenommen. Man befürchtet nunmehr, daß die
Albaneſen keinerlei Rückſicht mehr nehmen und ihren Vor
marſch auf Saloniki und Konſtantinopel ausführen werden.

Wie verlautet, wird der Belagerungszuſtand verhängt wer-
den. Jn den Straßen Stambuls bemerkt man viele Patrouil-
len im übrigen iſt alles ruhig. Wie der Tanin meldet, erhielt
ein Leutnant der Parlamentswache einen Drohbrief, in welchem
er mit dem Tode bedroht wird, wenn er nicht der Militärliga
beitrete.

Saloniki, 5. Auguſt. Die Situation in Guſſigne nimmt
von Tag zu Tag ein ſchlimmeres Ausſehen an. Die Arnauten
haben die regulären Truppen bei Martinovtzi angegriffen und
nach längerem Kampfe, der beiden Parteien große Verluſte
brachte, in die Flucht geſchlagen. Fünf Bataillone ſind von
Jpek und eins von Trgovichte ausgegangen, um die Aufſtän-
diſchen zu beſtrafen.

Ein türkiſcher Major, dem es gelang, nach der Schlacht bei
Seltze, die für die regulären Truppen einen unglücklichen Aus-
gang nahm, der Gefangennahme zu entgehen, iſt in Guſſigne
eingetroffen. Er berichtete, die Maliſſoren ſeien im Anzuge,
um die Stadt zu beſetzen. Jn aller Eile würden ihnen fünf
Bataillone Jnfanterie entgegengeſchickt.

Der Anführer der Offiziere von Monaſtir, die ſich der Auf-
ſtandsbewegung angeſchloſſen haben, Tayar Bey, hat den Kom-
mandanten der türkiſchen Truppen, Djavid Paſcha, informiert,
daß er nach Monaſtir zurückkehren würde, ſobald eine Am-
neſtie für die aufſtändiſchen Offiziere in Monaſtir verkündet
uifor. Tayar Bey ſoll ſich zurzeit in der Nähe von Berat auf-

alten.

Uesküb, 5. Auguſt. Der hieſigen Bevölkerung hat ſich eine
große Aufregung bemächtigt, die durch die Alarmnachricht ver-
urſacht wurde, daß ſich die Rebellen in der Umgebung von
Uesküb aufhalten und binnen weniger Stunden die Stadt be-
ſetzen würden. Die Garniſon iſt konſigniert. Die Konſuln
von Rußland und Frankreich haben vom Wali die Verſicherung
erhalten, daß alle Verſuche der Rebellen, in die Stadt einzu-
dringen, an der Stärke der Armee ſcheitern werden.

Belagerungszuſtand.

Konſtantinopel, 6. Auguſt. Jnfolge fortdauernder
Agitation der Komiteepartei für den Fortbeſtand des geſchloſſe-
nen Parlaments, wurde durch kaiſerliches Jrade der Belage-
rungszuſtand über die Hauptſtadt verhängt. Wahrſcheinlich
wird die Regierung mit Verhaftungsbefehlen gegen die Komi-
teeführer vorgehen. Der Torpedobootszerſtörer Nemune-Jſider-
Hamid hat vor der Kammer Anker geworfen.

Rußland.
Jm Fahrwaſſer der Expanſionspolitik.

Die ruſſiſche Diplomatie entfaltet in den letzten Monaten
eine direkt beängſtigende Regſamkeit und Energie. Rußland
cheint das Mekka der Staatsoberhäupter und Diplomaten, und
ikolaus II. der spiritus rector der europäiſchen und aſiatiſchen

Politik geworden zu ſein. Nach Wilhelm II. fuhr König Guſtav
von Schweden nach den finniſchen Schären, nach ihm traf der
bedeutenſte japaniſche Staatsmann, Fürſt Katſurag, in Peters-
burg ein, und nun begibt ſich der franzöſiſche Miniſterpräſident
Poincaré zu einem längeren Aufenthalt nach der Reſidenz des
Zaren. Jn dieſem äußeren Rahmen fallen Beſprechungen und
Vereinbarungen, die auf die politiſche Entwicklung nicht ohne
Einwirkung bleiben werden. Baltiſchport ergänzt Potsdam,
die Vereinbarungen mit Katſurg die Abmachungen von 1907
und 1910, die Marinekonvention mit Frankreich den ruſſiſch-
franzöſiſchen Allianzvertrag. Daneben laufen Beſprechungen
mit Schweden, das wegen der ruſſiſchen Marinerüſtungen und
der Militariſierung Finnlands beunruhigt iſt, Unterhandlungen
mit England wegen der mongoliſchen und perſiſchen Frage und
des Baues der transperſiſchen Bahn, Annäherungsverſuche an
Jtalien, geheime Brandſtiftungen in den Balkanländern und in
der Mongolei, offene Reibungen mit der Türkei und China.

Sämtliche Fragen der auswärtigen Politik Rußlands ſind auf
gerollt, und wenn auch die Grundlagen der ruſſiſchen Bündnis-
politik formell es bleiben, ſo bereiten die jetzt vor-
genommenen Verſchiebungen Wandlungen in der internatio-
nalen Politik vor, bei denen die zariſche Diplomatie neue
Beuteſtücke zu ergattern hofft.Hinſicht des Orients zeigt es ſich immer deutlicher, daß
Rußland einen neuen größeren Schlag vorbereitet. Von dergrößten Tragweite iſt e der Vertrag, den Fürſt Katſura
ſoeben in Petersburg abgeſchloſſen hat. Durch dieſen Vertrag
teilen ſich Rußland und Japan in das chineſiſche Erbe: die
Mandſchurei und die Mongolei, die zu China gehören, werden
von den beiden beutegierigen Nachbarn ebenſo geteilt, wie
Perſien in eine ruſſiſche und „Einflußſphäre“. Seit-
dem Rußland die Okkupation Koreas durch Japan geſtattet
und dafür einen Wechſel auf die Mongolei erhalten, hat ſich
die Feindſchaft der beiden Staaten in eine „herzliche Freund-
ſchaft“ verwandelt, die ein früheres oder ſpäteres Ueberein-
kommen zur gemeinſamen Linderung Chinas erwarten ließ.
Jnſofern iſt der neue ruſſiſch-japaniſche Vertrag keine Ueber-
raſchung; er bereitet aber doch, angeſichts der ſchweren
inneren Lage Chinas, gewaltige Komplikationen im fernen
Oſten vor, und das um ſo mehr, als England, nach einer ameri-
kaniſchen Meldung, gegen die Gewährung der „freien Hand“
et dem ruſſiſch- japaniſchen Vertrag zugeſtimmt haben
oll.Jm fernen Oſten fährt die ruſſiſche Diplomatie in ihrer,
durch das mittelaſiatiſche Uebereinkommen mit England
fundamentierten Politik fort. Die ruſſiſchen Truppen ſchalten
in Nordperſien wie in einer eroberten Provinz, und die perſiſche
Zentralregierung wird immer mehr zu einer hilfloſen Puppe in
den Händen der ruſſiſchen Diplomaten. Neuerdings zeigt ſich
das Beſtreben, einen größeren Schlagf gegen Perſien auszu-
führen. Die imperialiſtiſche Preſſe verlangt ein energiſches
Vorgehen gegen Perſien, vor allem aber wird gefordert, daß
die Streitfrage über Urmiag, dem Grenzgebiet zwiſchen Perſien
und der Türkei, der Kompetenz der Haager Konferenz entzogen
und von Rußland ſelbſt entſchieden werden ſoll.

Alle dieſe Unternehmungen können nicht iſoliert betrachtet
werden. Jm nahen wie im fernen Oſten ſtoßen die Jntereſſen
der europäiſchen Mächte im fernen Oſten auch die der Ver-
einigten Staaten und Japans mit denen Rußlands zuſam-
men. Durch eine raffinierte Ausnützung der Gegenſätze unter
den Weſtſtaaten bereitet die ruſſiſche Diplomatie ihre Raubzüge
im Orient vor; andererſeits tritt ſie, auf dieſe Expanſions-
beſtrebungen geſtützt, immer ſelbſtändiger in der europäiſchen
Politik auf. er neueſte Akt dieſer doppelſeitigen Politik voll
zieht ſich im Zeichen der ruſſiſchen Flottenrüſt ungen.

Das „kleine“ Flottenbauprogramm Rußlands, das mit ſeinem
Aufwand von einer Milliarde Mark nur als Vorläufer des
„großen“ Flottenprogramms mit einem Voranſchlag von 3 bis
4 Milliarden auftritt, fällt gerade in eine Zeit, wo das Wett-
rüſten zur See zwiſchen England und Deutſchland ſich in ein
Wettrüſten zwiſchen den Staaten des Dreibundes und der
Tripelentente verwandelt hat. Dieſer Umſtand verleiht dem
ruſſiſchen Flottenbau eine größere politiſche Bedeutung, als er
an ſich hat. Kein Fachſchriftſteller in Rußland wie im Aus-
lande iſt darüber im Zweifel, daß die in Angriff genommene
baltiſche Flotte für die Verteidigung der ruſſiſchen Oſtſeeküſte'
faſt bedeutungslos, und als Angriffswaffe völlig unzureichend
iſt. Allerdings könnte ſie Schweden gegenüber als Drohung
aufgefatß werden wenn die Entſcheidung über das Schickſal
Nordweſteuropas bei Rußland allein läge, und England nicht
den Zugang Rußlands zum Atlanticus als Bedrohung ſeiner
eigenen Vormachlſtellung auffaſſen würde. (Aus dieſem Grunde
iſt u der Flottenrummel in Schweden dem Sven Hedin und

rof. Fahlbeck ihre Unterſtützung geliehen haben, ſo bedeutungs-
los). Aber als Angriffswaffe gegen Deutſchland, worauf in
der Duma mehrfach hingewieſen wurde, kommt die projektierte
baltiſche Flotte gar nicht in Betracht, einmal weil ſie bei der
ausgedehnten Landgrenze als Truppenlandungsmittel über-
flüſſig iſt, andererſeits weil ſie durch die Minierung des Belt
und des Sundes eingeſperrt und durch ausreichenden Küſten

ſchutz in Schach gehalten werden kann. Obgleich alſo in Wirk-
lichkeit von imaginärem Werte, erſcheinen die ruſſiſchen Flotten
rüſtungen dennoch auf dem Schachbrett der Diplomaten als
reale Größe. Einerſeits dienen ſie den Flottentreibern in den
verbündeten wie nichtverbündeten Staaten, den Revanchepoli-
tikern in Frankreich wie den Jmperialiſten Deutſchlands als
Argument zum weiteren Wettrüſten; andererſeits ſind ſie
namentlich da auch auswärtige Firmen, wie Krupp und Creuzot,
fette Profite erwarten können dem Kapital willkommen als
weitere unproduktive Anlage des dem arbeitenden Volke er-
preßten Mehrwertes.

Spanien
Zwiſchen Anhängern des Thronprätendenten Don Jaime und

den Einwohnern der Ortſchaft Villavicaoſa kam es nach einem
Meeting, das veranſtaltet worden war, um die Bevölkerung für
die Sache des Prätendenten zu gewinnen, zu heftigen Zu-
ſammenſtößen, wobei auf beiden Seiten von den Schußwaffen
Gebrauch gemacht wurde. Sechs Perſonen haben erhebliche
Verletzungen erlitten. Die Gendarmerie mußte einſchreiten,
um ſchweres Blutvergießen zu verhindern. Eine große Anzahl
der Anhänger Don Jaimes wurden verhaftet, darunter auch der
Vertreter des Prätendenten.

Mexiko.
Der mexikaniſche Kongreß nahm eine Vorlage an, die über

elf Staaten das Standrecht verhängt. Ein aus Veracruz in Neu
york eingetroffener Reiſender ſchildert dem Korreſpondenten der
Frankf. Ztg. die Zuſtände in den düſterſtenFarben. Allenthalben herrſche völlige Anarchie und alle Aus-
länder verurteilen die Nichtinterventionspolitik der Vereinig-
ten Staaten.

Gewerkſchaftliches.
Streikſünder im Gefängnis.

Der Streik der Ruhrbergleute hat in bezug auf Strafver-
folgung, Urteile und Strafvollzug bereits ſo ſeltene und
mannigfache Blüten gezeitigt, daß man kaum noch etwas Neues
auf dieſen Gebieten glaubt erwarten zu dürfen. Und doch ſind
wir heute wieder in der Lage, dem blütenreichen Kranze
moderner Streikſühne ein duftiges neues Blümlein einzufügen.
Die Streikſünder, die die Ehre haben, ihre Strafe im Zentral-
gefängnis zu Bochum zu verbüßen jenes Gefängnis, das erſt
jüngſt durch ſeine Rückſicht auf ſäugende Streikſünderinnen be
kannt geworden werden bei der Vorführung zum katholiſchen
Geiſtlichen in ein Verhör gezogen, das ſich in einem Falle wie
folgt abſpielte:

„Haben Sie geſtreikt?“ „Jal“ „Haben Sie ſich die
Strafe während des Streiks zugezogen?“ „Jal“ „Sind
Sie organiſiert? „Jal“ „Jn welchem Verband?“ „Jm
alten.“ „Kehren Sie dem lieber den Rücken und gehen Sie
in den chriſtlichen!“ „Sind Sie verheiratet?“ „Jal“
„Wie lange?“ „Acht Jahre.“ „Wieviel Kinder haben Sie?“

„Zwei.“ „Acht Jahre verheiratet und bloß zwei Kinder
„Fünf ſind tot!“ „So, ſo, das iſt was anderes!

Die Sommerhitze bringt große
nährten Säuglinge und es treten rankheiten und Brech-
durchfälle in erſchreckender Weiſe auf. Wer ſeinen Liebling dieſer
großen Gefahr n ausſetzen will, beuge vor und dem

43hr für alle mit Milch er
arm

Kinde eine gleichbleibende, die w. nicht ſtörende Na g.Die beſte Gewähr bietet hierin das ſeit ren aber
Reſtle'ſche Kindermehl, weil dasſelbe nur mit er reitet
u werden braucht. Probedoſe koſtenlos durch: Neſt
erlin W. 57.
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Sonntag, den II. August, im Volkspark:

Parteifes 191
von 35 Vr: I Grosses Garten Konmzert,

ausgeführt von der Engelmann'schen Kapelle.
Freisschießen, Preiskegeln und Blumenverlosung.

Abends: W Stocklaternen-Umzug. W
Im grossen Saale

von 4 Vtr ab Kränzchen von 8 Uhr ab: Ball
Die Parteigenossinnen und Genossen werden ersucht, sich mit ihren Angehörigen recht
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Tages-Ordnung: eortſetzung der Debatte über den Reorganiſations- S Kopfläuse
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3. Vereins-Angelegenheiten. u. deren Brut Se h eWuehererstr. 60, F. A. Fritze, Süd
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Königstr. 24, Max Ott, Steinweg 26,

Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt. Der Vorſtand. Rax Rädler, u n enur Kannisenestrasso 2, Wahren, Poststrasse 1, Winiy Weise
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mit Garantie Dauer-ein J Frühſtücksgetränk für Kinder und Erwachſene, von neben Walhalla (dicht an der Glauchaiſch. Kirche)höchſtem Rährwert und leichter Verdaulichkeit. Ein wohſſchmeckendes Wilke nahrmttel von eminenter Bedeutung. Für Blutbildung empfiehlt 6 F. Ritter
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Beilage zum Volksblatt.
Dr. 182 Halle a. S., Mittwoch den 7. Auguſt 1912 23. Jahrg.

Zuſammengehen.
Seit einiger Zeit wird die deutſche Sozialdemokratie wieder

einmal durch die liberale Preſſe mit Belehrungen über die
Notiwendigkeit eines Zuſammengehens der Sozialdemokraten
und der Liberalen behufs Beſſerung unſerer heimiſchen Zu
ſtände beglückt. Dieſe Lehrmeiſter gehen von der Voraus-
ſetzung aus, daß es nur an der Sozialdemokratie, oder wie ſie
ſich auch auszudrücken lieben, an den bisher in unſerer Partei
maßgebenden revolutionären oder marxiſtiſchen Elementen
liege, wenn es zu einem ſolchen Zuſammengehen bisher noch
nicht gekommen ſei. Die liberale Preſſe bemüht ſich denn auch
mit mehr Eifer als Erfolg, dieſe Elemente zu diskreditieren
und der ſozialdemokratiſchen Partei im Tone des wohlwollen-
den Freundes zuzureden, daß ſie im eigenen Jntereſſe die
revolutionären Gedanken aufgeben, auf alle ſozialiſtiſchen Zu-
kunftsſtaats- Beſtrebungen verzichten und ſich auf eine vor-
ſichtige, auch für liberale Leute annehmbare Reformpolitik be
ſchränken müſſe. Mit anderen Worten: Die Sozialdemokratie
könne nichts beſſeres tun, als ſich zu einer liberalen Partei
umzumauſern, wobei ſie ja des Dekorums wegen ihre eigent-
lichen ſozialiſtiſchen Jdeen im Silberſchrank des Parteipro-
gramms zur Schau ſtellen könne. Nur hervorgeholt dürften
ſie nicht werden, wenn es ſich um die Betätigung im politiſchen
Leben handle. Das ſei nicht ſtaatsmänniſch, nicht praktiſch!

Bei dieſen ſtets in allgemeinen Redensarten ſich bewegen-
den Belehrungen werden zwei verſchiedene Dinge gefliſſent-
lich durcheinander geworfen. Man redet immer von einem
„Zuſammengehen“, an dem es angeblich die Sozialdemokratie
habe fehlen laſſen und meint in Wirklichkeit ein Bündnis bei
den Wahlen, insbeſondere zunächſt bei den preußiſchen Land-
tagswahlen, ein Bündnis, das die Sozialdemokratie tatſächlich
zu einem nachlaufenden, nicht einmal führenden Flügel eines
liberalen Großblocks herabwürdigen würde. Hier ſoll einmal
die Frage des Zuſammengehens an ſich erörtert werden.

Die Unaufrichtigkeit des geſamten Gewinſels über man-
gelnde Bereitwilligkeit der Sozialdemokratie zu einem „Zu-
ſammengehen“ mit den Liberakkn tritt ſofort zutage, ſowie
man nur einmal das Verhalten unſerer Partei im Reichstag
ins Auge faßt.

Tatſächlich hat nämlich die Sozialdemokratie ein Zuſammen-
gehen mit anderen, beſonders mit den liberalen Parteien, zur
Erreichung beſtimmter politiſcher Zwecke niemals abgelehnt
und hat unzählige Male auf ſolche Weiſe etwas Poſitives zu
erreichen geſucht und auch wirklich erreicht. Die ſelbſtverſtänd-
liche Vorausſetzung dafür war immer nur die, daß es ſich da
bei um einen wirklichen Fortſchritt auch in unſerem Sinne
handelt und daß nicht etwa ein ſolcher Fortſchritt durch einen
Rückſchritt auf anderem Gebiete erkauft werden ſollte. Waren
dieſe Vorausſetzungen erfüllt, ſo iſt die Sozialdemokratie
immer und immer wieder mit anderen Parteien „zuſammen-
gegangen“, ſelbſt dann, wenn die auf ſolche Weiſe erreichbaren
Fortſchritte auch nicht völlig den eigenen Anſprüchen unſerer
Partei Genüge geleiſtet haben.

Wie vollzieht ſich denn ein ſolches Zuſammengehen in der
Praxis? Es kann ſich dabei um die Stellungnahme zu Ge-
ſetzesvorſchlägen, oder um Reſolutionen und ſonſtige Mei-
nungskundgebungen des Parlaments handeln. Geſetzesvor-
ſchläge kommen ja im Reichstag faſt ausſchließlich nur noch zur
Verhandlung, wenn ſie von der Regierung ausgehen. Die
Regierungsbureaukraten haben die Reichstagsgeſchäfte in ein
ſolches Geleiſe zu bringen gewußt, daß für die Jnitiative der
Parteien faſt gar keine Zeit übrig bleibt. Kommen ſolche Ge-
ſetzesvorſchläge in. der erſten Leſung zur Erörterung, ſo
bringen die Redner aller Parteien ihre grundſätzliche Auf-
faſſung über die Materie zum Vortrag. Zu einem „Zuſammen-
gehen“ iſt da alſo überhaupt keine Gelegenheit. Meiſt wird
dann die Vorlage zur weiteren Vorberatung einer Kommiſſion
überwieſen, in der alle Parteien ihrer Stärke gemäß vertreten
ſind. Jn dieſem Stadium pflegt nun unſere Partei, wie jede
andere, die Taktik zu befolgen, daß ſie zunächſt die Einzel-
beſtimmungen des Geſetzes nach ihrer eigenen grundſätzlichen
Auffaſſung umzugeſtalten ſucht. Findet ſie für ihre Anträge
keine Mehrheit, dann ſucht ſie demjenigen Antrage einer an
deren Partei zur Annahme zu verhelfen, der ſich wenigſtens
in der Richtung unſerer eigenen Auffaſſung bewegt. Meiſt
kommen da Anträge der Liberalen in Betracht; es iſt aber auch
wiederholt ſchon vorgekommen, daß die Zentrumspartei oder
die Polen unſerer Auffaſſung mit ihren Anträgen näher
kamen, als die Liberalen dann haben wir natürlich auch für
ſolche Anträge geſtimmt.

Jn der letzten Zeit, ſeit dem Abſchwenken des Zentrums ins
Regierungslager, iſt zu einem ſolchen „Zuſammengehen“ der
Sozialdemokraten mit dem Zentrum allerdings nur noch ſelten
ein Anlaß geweſen. Es liegt aber völlig in der Hand der
Liberalen, durch demokratiſchere und liberalere Anträge, als
das Zentrum ſie bringen kann, der Sozialdemokratie ein
häufigeres Zuſammengehen zu ermöglichen. Es iſt natürlich
auch ſchon vorgekommen, daß entweder die Liberalen oder das
Zentrum oder auch beide zuſammen, einem ſozialdemokratiſchen
Antrag ihre Zuſtimmung gegeben haben, obgleich leider alle
dieſe bürgerlichen Parteien ſich bei ſolchen Entſcheidungen nicht
nur von ſachlichen Geſichtspunkten leiten laſſen. Sie ſuchen es
ängſtlich zu vermeiden, einer Faſſung ihre Zuſtimmung zu
geben, die von ſozialdemokratiſcher Seite herrührt. Auch die
Liberalen laſſen ſich da häufig in ihrer Entſcheidung von den
kleinlichſten Fraktionsintereſſen leiten. Um nur der Sozial
demokratie nicht den Erfolg der Durchbringung eines Antrages
zu gönnen, werden ſozialdemokratiſche Anträge zunächſt nieder-
geſtimmt; dann erſcheint ein liberaler oder Zentrumsantrag
auf der Bildfläche, der höchſtens der Form nach ſich von dem
ſozialdemokratiſchen unterſcheidet, dem Sinn nach aber faſt
völlig mit ihm übereinſtimmt. Die Sozialdemokratie hat in
ſolchen Fällen ſtets dem neuen Antrag ihre Zuſtimmung ge
geben, da es ihr nur auf die Sache, nicht auf irgendwelche
fraktionelle Erfolgsdemonſtrationen ankommt. Gerade unſere
Partei hat alſo fortwährend Beweiſe geliefert, daß ſie im
Intereſſe der Sache zu einem „Zuſammengehen“ gerade mit
den Liberalen gern bereit iſt, während wir dem Liberalismus
dieſe Anerkennung für die politiſche Orientierung nach ſeinen
fachlichen Geſichtspunkten leider nicht ausſprechen können.

Ganz ähnlich wie bei den Kommiſſionsverhandlungen geht
es dann zu bei den zweiten e im Plenum des Hauſes,
die auch der Beratung und Beſchlußfaſfung über die Einzel-

beſtimmungen gewidmet ſind. Auch bei ſolchen Gelegenheiten
iſt vor aller Oeffentlichkeit der Beweis geliefert, daß die
Sozialdemokratie zu einem ſachlichen Zuſammengehen mit
anderen Parteien ſtets bereit iſt, ſofern ſich der in Frage
ſtehende Beſchluß mit unſeren Parteigrundſätzen verträgt.

Schließlich handelt es ſich dann noch um die dritten Leſungen,
die zunächſt auch wieder Gelegenheit zu Einzeländerungen
geben in der Schlußabſtimmung aber das Haus vor die Frage
ſtellen, ob es den neugeſtalteten Geſetzesvorſchlag in ſeiner
Geſamtheit ablehnen oder annehmen will. Dabei iſt aller-
dings die Sozialdemokratie weit häufiger als jede andere Partei
zu einem ablehnenden Votum gekommen, weil ſie eben als
Vertretung der Klaſſenintereſſen des Proletariats grundſätzlich
eine andere Stellung einnehmen muß als die Regierung oder
irgendeine der bürgerlichen Parteien. Aber auch ihre Zu-
ſtimmung hat die Sozialdemokratie bereits zu Geſetzen ge-
geben, ſoweit ſie nur irgendwie den vorhin ſkizzierten Vorbe-
dingungen entſprechen. Ablehnend verhält ſich unſere Partei aber
ſtets dem Geſamtbudget gegenüber trotz der poſitiven Mitarbeit
bei der Ausgeſtaltung der einzelnen Poſten, da die Politik, die
in dem Budget zum Ausdruck kommt, unſeren Anſchauungen
direkt widerſtreitet.

Auch bei den Reſolutionen und ſonſtigen Beſchlüſſen des
Reichstags hat es die Sozialdemokratie am Zuſammengehen
mit anderen Parteien nicht fehlen laſſen. Unſere Partei hat
wiederholt liberalen Anträgen zur Annahme verholfen; es ſind
aber auch ſchon Anträge der Sozialdemokratie zur Annahme
gelangt.

Das ganze Gerede von der Notwendigkeit, die Sozialdemo-
kratie dazu zu bringen, daß ſie ſich an ein Zuſammengehen mit
den Liberalen gewöhnt, ich alſo völlig ſinnlos. Ein ſolches
Zuſammengehen im Parlament hat ſtets ſtattgefunden, ſoweit
es verträglich iſt mit unſeren Grundanſchauungen, die wir
ſicher nicht unter den Scheffel ſtellen werden, um bei anderen
Parteien größeres Wohlgefallen zu erregen. Haben die Libe-
ralen Sehnſucht nach einem häufigeren Zuſammengehen mit
uns, ſo brauchen ſie nur ihre eigenen, ihnen angeblich ans
Herz gewachſenen liberalen und demokratiſchen Grundſätze
furchtloſer und kräftiger zu betätigen als bisher, dann werden
ſie auch häufiger in die Lage kommen, mit uns zuſammen für
liberale oder ſozialdemokratiſche Anträge zu ſtimmen.

Aus der Partei.
Aus den Organiſationen.

Der erſte braunſchweigiſche Reichstagswahl
kreis hielt am Sonntag ſeine Jahreskonferenz ab. Die Mit-
gliederzahl iſt von 8276 auf 9458 geſtiegen. Die Kreiskaſſe
hatte eine Einnahme von 47 192 81 Mk., der eine Ausgabe von
31 957,46 Mk. gegenüberſteht. Für den Landbezirk des Kreiſes
ſoll ein Agitationsleiter angeſtellt werden. Zum Entwurf
des neuen Organiſationsſtatuts wurde beſchloſſen: Die Er-
höhung der Beiträge auf 40 Pf. abzulehnen, der Reichs
tagsfraktion nur eine Vertretung von 15 Perſonen zu ge
währen, den Parteiausſchuß abzulehnen und dafür den Vor-
ſtand um ſieben unbeſoldete Mitglieder, die vom Parteitag zu
wählen ſind, zu vermehren. Ferner wurde folgender Antrag
angenommen: „Für den Fall, daß der Parteitag in Chemnitz
beſchließt. den monatlichen Mindeſtbeitrag auf 40 und 20 Pf.
zu erhöhen, iſt der Beitrag wie folgt zu verteilen: Parteivor-
ſtand und Landesvorſtand je 20 vom Hundert, Kreisvorſtand
und Ort je 30 vom Hundert.“

Aus dem Geſchäftsbericht des Sozialdemokratiſchen Vereins
für den Wahlkreis Recklinghauſen iſt zu entnehmen, daß
der Verein ſeine Mitgliederzahl im letzten Geſchäftsjahr von
1548 auf 1849 ſteigerte, wobei die Zahl der entrichteten Bei-
träge zugrunde gelegt iſt. Die Arbeit in dieſem ſchwarzen
aber zukunftsreichen Kreiſe wird beſonders durch die dort
herrſchende enorme Fluktuation erſchwert. Dennoch geht's vor-
wärts. Während bei der Reichstagswahl 1907 das im Kreiſe
noch dominierende Zentrum 600 Proz. und die Sozialdemo-
kratie 19.4 Proz. der abgegebenen Stimmen erhielt, bekam
1912 das Zentrum nur noch 52 und wir 27,7 Proz. der Stimmen.

Die Sozialdemokratie im Herzogtum Meiningen
hielt am Sonntag ihre Landeskonferenz in Probſtzella ab.
Die Mitgliederzahl iſt in den beiden Reichstagswahlkreiſen
geſtiegen der Stand der Jugendbewegung iſt gut; auch die
Frauen beteiligen ſich immer mehr am politiſchen Leben. Ein
nahmen und Ausgaben decken ſich mit 13 000 Mk. Die beiden
Parteiblätter konnten ohne Zuſchuß arbeiten. Zum Leiter
der Organiſation wurde wieder Genoſſe Seige beſtimmt, der
auch zum Parteiausſchuß vorgeſchlagen werden ſoll. Für die
Erhöhung der Beiträge konnte man ſich mit Rückſicht auf die
arme Landbevölkerung nicht erklären.

I7

Die Kreisorganiſation des Wahlkreiſes Nordhauſen
zählt 1652 Mitglieder gegen 1468 im Vorjahre. Dieſes unbe-
friedigende Reſultat wird auf die ſchlechte wirtſchaftliche Lage
der Arbeiterſchaft zurückgeführt. Nach einem Referat des
Reichstagsabg. Dr. Cohn nahm die Verſammlung einen An-
trag an, der den Parteitag erſucht, ſich gegen das Stich-
wahlabkommen der Partei mit den Fortſchrittlern aus-
zuſprechen, und ſich gegen ähnliche Abkommen für die Zukunft
wendet. Zur Reorganiſation des Parteivor-ſtandes hielt die Verſammlung den Vorſchlag der Reorgani-
ſationskommiſſion nicht geeignet, die notwendige Aktionsfähig-
keit des Vorſtandes herbeizuführen. Sie beantragt deshalb,
der Parteitag möge beſchließen, daß der Vorſtand um minde-
ſtens ſechs, höchſtens neun ſtimmberechtigte unbeſoldete Bei-
ſitzer verſtärkt werden ſoll, die auf dem Parteitag aus den
verſchiedenen Jnduſtriegebieten zu wählen ſind. Sitzungen
ſollen mit dieſen Beiſitzern mindeſtens allmonatlich ſtattfinden.
Die Dreiviertelmajorität derſelben ſoll auch beſchließen können,
Sitzungen des Parteivorſtandes auch außerhalb Berlins abzu-
halten. Außerdem beſchloß die Generalverſammlung noch,
den Antrag 90 und ſeinen Zuſatzantrag 10 von Nürnberg und
Jena zur Aufhebung dem diesjährigen Parteitag zu empfehlen.

Auf dem Parteitag für Oldenburg-Oſtfriesland
wurde die günſtige Entwicklung der Bewegung konſtatiert. Zum
Parteitag in Chemnitz wurde beſchloſſen: Den Parteiausſchuß
abzulehnen, ebenſo eine nur teilweiſe Vertretung der Reichs-
tagsfraktion. Abgelehnt wurde auch eine Aenderung in der
Zuſammenſetzung des Parteivorſtandes durch einen Beirat
oder durch eine Trennung in eine politiſche und eine bureau-
kratiſche Abteilung. Dagegen ſoll den Reichstagsabgeordneten
beratende Stimme gegeben werden bei wichtigen Aktionen
ſollen die im S 19 vorgeſehenen Konferenzen der Bezirksvor-
ſtände öfter ſtattfinden und falls notwendig die Zahl der be-
ſoldeten Parteivorſtandsmitglieder erhöht werden. Das

Stichwahlabkommen wurde gegen drei Stimmen gutgeheißen,
Zum Bezirksvorſitzenden wurde Gen. Hug wiedergewählt.

Sozialdemokratiſcher Zentralverein für den
1. und 2. ſchleswig-holſteiniſchen Reichstags
wahlkreis. Es bleibt noch immer ein großes Feld zu be-
arbeiten, was man ſchon daran erkennen kann, daß von 6510
gewerkſchaftlich Organiſierten nur 2248 politiſch organiſiert
ſind. Die beiden periodiſch erſcheinenden Blätter Landpoſt
und Det röde Poſtbud wurden in Auflagen von 4000 und
23 000 Exemplaren verbreitet. Der Reichstagswahlkampf wurde
mit ungewohnter Schärfe geführt. Zum erſten Male konnten
in einer Reihe ländlicher Ortſchaften ſozialdemokratiſche
Wählerverſammlungen abgehalten werden. Jn beiden Kreiſen
wurde die ſozialdemokratiſche Stimmenzahl ganz erheblich er-
höht. Die Abrechnung der Zentralkaſſe zeigt eine Einnahme
von 7787,41 Mk., der eine Ausgabe von 6583,67 Mk. gegen
überſteht. Die Mitgliederzahl des Zentralvereins iſt im letz-
ten Geſchäftsjahre von 2021 auf 2247 geſtiegen.

Die Kreisgeneralverſammlung des 1. Württ. Reichstagswahl
kreiſes

(Stuttgart Stadt und Amt) fand am Sonntag, den 4. Auguſt,
in Echterdingen ſtatt. Der Wahlkreis zählt nunmehr 26
Mitgliedſchaften mit insgeſamt 11903 Mitgliedern. Der Zu-
wachs im letzten Geſchäftsjahre iſt 3249, von denen 2532 auf
die Stadt Stuttgart entfallen. Jm Reichstag wird der Kreis
durch den Genoſſen Hildenbrand vertreten, im Landtag durch
vier ſozialdemokratiſche Abgeordnete, neben drei bürgerlichen,
die die Proporzwahl in Stuttgart den bürgerlichen Parteien
ſichert. Jn 15 Gemeinden amtieren 50 ſozialdemokratiſche Ge-
meinderäte, in 19 Gemeinden ſind 74 Parteigenoſſen im Bürger-
ausſchuß (ähnlich der Stadtverordnetenverſammlung in Nord-
deutſchland) tätig. Der Etat des Kreisvereins balanziert mit
rund 36 000 Mk. Die Verhandlungen der Kreisgeneralver-
ſammlung geſtalteten ſich zu einer eindrucksvollen Vertrauens-
kundgebung für den Vorſtand des Kreisvereins, für die jetzige
politiſche Leitung der Schwäb. Tagwacht Genoſſen Cris-
pien und für die Preßkommiſſion, die auf Grund der Be
ſchlüſſe der vorjährigen Landesverſammlung gebildet wurde.
Den Bericht der Preßkommiſſion erſtattete die Vor
ſitzende Genoſſin Zetkin. Jn der Diskuſſion machte Ge-
noſſe Weſtmeher darauf aufmerkſam, daß Beſtrebungen im
Gange ſeien, und auch ſchon dahinzielende Beſchlüſſe gefaßt
worden ſind (z. B. in Ulm), die nichts anderes bezwecken als
die Preßkommiſſion derart umzugeſtalten, daß der ſchwer er-
kämpfte Einfluß der Genoſſen des 1. Wahlkreiſes auf die
prinzipielle und taktiſche Haltung der Schwäb. Tagwacht wie
der beſeitigt wird. Auf der bevorſtehenden Landesverſamm-
lung werde es dieſerhalb ſehr wahrſcheinlich zu ſchweren
Kämpfen kommen. Die Kreisgeneralverſammlung möge ein
mütig bekunden, daß die Genoſſen des 1. Wahlkreiſes nicht
gewillt ſeien, von dem bißchen Recht, das ſie ſich in ſchweren
Kämpfen errungen, das geringſte aufzugeben. Die Kreis
generalverſammlung ſtimmte den Ausführungen durch einſtim-
mige Annahme folgender Reſolution zu:

„Die Kreisgeneralverſammlung des 1. Württ. Reichstags
wahlkreiſes erklärt ſich mit der Tätigkeit der Preßkommiſſion
einverſtanden. Sie fordert daß die Preßkommiſſion in ihrer
jetzigen Zuſammenſetzung erhalten bleibt. Der neuen poli-
tiſchen Leitung der Tagwacht ſpricht die Kreisgeneralver-
ſammlung Anerkennung aus für die ſachliche Vertretung
unſerer Parteigrundſätze und die Schulung der Leſer im
Sinne unſeres Programms.“

Die Preßkommiſſion wurde in ihrer bisherigen Zuſammen
ſetzung mit ſehr ſtarker Mehrheit wiedergewählt, ebenſo der
Vorſitzende des Kreisvereins, Genoſſe Oſt er. Der Preßkom-
miſſion gehören an: Genoſſin Zetkin, Genoſſe Bullmer, Hei-
dinger und Weſtmeyer. Die Kreisgeneralverſammlung be-
ſchloß ferner die Anſtellung eines Kreisſekretärs, der zugleich
einen Teil der Geſchäfte des Stuttgarter Sekretariats mit zu
verſehen hat. Die Kreisgeneralverſammlung mußte der vor-
geſchrittenen Zeit wegen auf den 25. Auguſt vertagt werden.
Die Landtagswahlen und der Parteitag in Chemnitz müſſen
noch behandelt werden, ſodann ſoll auch die Wahl des Kreis-
ſekretärs vorgenommen werden.

Gewerkſchaftliches.
Allgemeiner Streik in der finniſchen Papierinduſtrie.

Jn den größten Papierfabriken Finnlands ſind die Arbeiter
in den Streik getreten infolgedeſſen veröffentlichten die Ge-
werkſchaftsvorſtände der Papierinduſtrie, der Holzarbeiter, der
Metallarbeiter, der Steinarbeiter, der Maurer und die Zen-
tralſtelle der finniſchen Gewerkſchaften am 23. Juli eine Er-
klärung, die nach der Schilderung der Ausſperrung von 1909
die Urſachen der jetzigen Arbeitsniederlegung in der Papier-
induſtrie klarlegt. „Jm Laufe dieſes Sommers“, heißt es in
der Erklärung, „wurden neue Vorſchläge zu einem Arbeitsver-
trage gemacht, mit dem Antrage, in der Schichtarbeit die acht
ſtündige Schicht wieder einzuführen, ſowie den Tagarbeitern
den Sonnabend um 1 bis 2 Stunden zu verkürzen, und den
Mindeſtlohn der Arbeiterinnen auf 28 und den der Arbeiter
auf 32 Penny (10 Penny 8 Pf.) pro Stunde zu erhöhen.
Dieſe gerechten Forderungen der Arbeiter wurden von der
Leitung der Geſellſchaft Kymi (der Beſitzerin der größten
Papierfabriken Finnlands) brüsk abgewieſen. Die Arbeiter-
organiſationen hätten kein Recht, Forderungen zu ſtellen!
Da hierdurch jede gütliche Verſtändigung unmöglich gemacht
worden war, blieb den Arbeitern nichts übrig als zu dem
äußerſten Mittel, dem Streik zu greifen. Am 5. Juli reichten
von den 3000 Arbeitern 1800 ihre Kündigung ein, während
andere ihre Kündigung einzeln vorbrachten, und die Kündi-
gungsloſen ihre Plätze gleich verlaſſen konnten. Nachdem alle
Einigungsverſuche mißglückt waren, weil die Arbeitgeber nur
auf einer für ſie günſtigen, für die Arbeiter aber ſehr un
günſtigen Baſis von einer Einigung wiſſen wollten, ſtellten die
Arbeiter in den Fabriken in Hymi, Kunſankoski und
Woika am 19. Juli die Arbeit ein. Die Arbeitseinſtellung
war ſo allgemein, daß die Fabrikleitungen die wenigen er-
ſchienenen Arbeiter ſelbſt fortſchicken mußten. Die Einigkeit
unter den Arbeitern iſt ſelten ſtark, und die Siegesmöglichkeit
daher groß. Dieſer Kampf hat für die geſamte finniſche Ar
beiterſchaft eine große Bedeutung; nicht nur die Arbeiter der
genannten Fabriken ſehen darin ihren Aufſtieg oder ihre
Niederlage, der Ausgang dieſes Kampfes wird der ganzen
Arbeiterbewegung in Finnland in der nächſten Zeit ſeinen
Stempel aufdrücken. Die geſamte Arbeiterklaſſe Finnlands iſt
deshalb bei dieſem Kampfe engagiert. Es iſt notwendig, daß
alle Arbeiter ſich von dieſen Fabriken fernhalten, bis die Lei-
tung der Geſellſchaft ſich mit den Arbeitern geeinigt hat. Es
liegt im eigenſten Intereſſe der finniſchen Arbeiter dieſen
Kampf aus allen Kräften zu unterſtützen
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Halle und Saalkreis.
Halle a. S. dan 6. Auguſt 1018.

Sozialdemokratiſcher Verein.
Am Donnerstag abend ſindet die Fortſetzung der neulich ab

gebrochenen Verſammlung ſtatt. Zunächſt wird in der Diskuſſion
über den Vortrag des Genoſſen Albrecht über die Reorganiſation
der Partei fortgefahren. Dann ſtehen noch die Anträge für den
Parteitag in Chemnitz auf der Tagesordnung. Die Genoſſen und
Genoſſinnen werden erſucht, ſich den Donnerstag abend zum Beſuch
der Parteiverſammlung freizumachen und auch für guten Beſuch
derſelben zu agitieren.

Parteifeſt!
Der Sozialdemokratiſche Verein für Halle und den Saal-

kreis feiert am Sonntag, den 11. Auguſt, von nachmittags 31
Uhr an, im Volkspark ſein diesjähriges Parteifeſt. Es
beſteht aus einem großen Gartenkonzert, ausgeführt von der
beliebten Engelmannſchen Kapelle, außerdem iſt für Unter-
haltung aller Art geſorgt: wie Preisſchießen, Preiskegeln und
Blumenverloſung. Abends findet ein Lampionumzug ſtatt.
Von nachmittags 4 Uhr an iſt im großen Saale Tanzkränz-
chen und von abends 8 Uhr ab großer Ball. Das Eintritts-
geld von 10 Pf. zu dem Feſte iſt ſo niedrig bemeſſen, daß es
jedem Genoſſen möglich iſt, mit ſeinen Angehörigen daran teil
zunehmen.

Wenn auch der Feſtumzug nicht genehmigt wurde, ſo müſſen
die Genoſſen und Genoſſinnen durch maſſenhaften Beſuch des
Feſtes zu ſeinem Gelingen nach Kräften beitragen. Wiederum
iſt der Halleſchen Arbeiterſchaft die Gleichberechtigung verſagt
worden. Was man den Arbeitern in den Provinzſtädten als
ganz ſelbſtverſtändlich gewährt, verſagt man in der „liberal“
regierten Stadt Halle der Arbeiterſchaft. Würde es ſich um
Studenten- oder Kegel- uſw. Vereine handeln, ohne weiteres
würde man ihnen, ſei es bei Tag oder Nacht, die Straßen zur
Verfügung ſtellen. Aber Arbeiter glaubt man als Heloten be
handeln zu können.

Eine ſolche parteiiſche Handlungsweiſe muß auch den Jn-
differenteſten zeigen, wo er hingehört. Für unſere fernere
Agitation gibt uns das Verbot wieder eine Bereicherung des
Materials. Deshalb grollen wir nicht, wir werden Nutzen
ziehen clus der unfreiwilligen Hilfe unſerer Feinde. Nur an
der Arbeiterſchaft wird es liegen, die Vorteile ſich zu eigen zu
machen. Und dazu wird uns unſer Parteifeſt am kommenden
Sonntag die beſte Gelegenheit geben

Die Arbeitsordnungen-
VI. (Schluß.)

Ein Kapitel in den Arbeitsordnungen, das ſchon immer die
heftigſte Kritik herausgefordert hat, iſt das der Geldſtrafen.
Was wird da nicht alles beſtraft! Es iſt für die Arbeiter eine
Kunſt, da immer unbeſtraft durch die Klippen der einſchlägigen
Vorſchriften hindurch zu kommen. Man kann im allgemeinen
in dieſer Hinſicht zwei Arten von Arbeitsordnungen unter
ſcheiden: ſolche, die ſummariſch und lakoniſch vorſchreiben,
daß Verſtöße gegen die Ordnung beſtraft werden, und ſolche,
die die Straftaten und die dafür zu entrichtende Sühne ein-
zeln aufführen. Die erſteren ſind zweifellos die ungünſtigeren,
denn ſie erhöhen die Willkür des Unternehmers und geben die
Möglichkeit, Dinge, die von dem Arbeiter gar nicht ſo tragiſch
genommen werden, beliebig hoch oder niedrig zu ahnden. Es
gibt Juriſten, welche dieſe Methode überhaupt für un geſetz
lich halten.

Was die übrigen Arbeitsordnungen mit detallierten Vor
ſchriften alles unter Strafe ſtellen, iſt mitunter unerhört. Da-
für einige Beiſpiele.

Die Firma Oehmig-Weidlich in Zeitz beſtimmt: „Ver
ſpätungen“ werden mit 10 Pf. bis zum durchſchnittlichen Tage
lohn beſtraft; ebenſo wird das „Rennen“ und das
„Werfen“ der Türen beſtraft. Wer bei der Firma
B. Moſt 5 Minuten zu ſpät kommt oder ohne Erlaubnis vor
Schluß der Arbeit eher aufhört mit arbeiten, geht des Lohnes
einer vollen Arbeitsſtunde verluſtig. „Ebenſo wird bei Be-
ſorgungen außer der Fabrik unnötiger Verzug beſtraft“.
David u. Söhne in Büſchdorf beſtrafen Beleidigungen und
Tätlichkeiten gegen die in der Fabrik beſchäftigten Perſonen.
Ein beſonderes Kapitel bildet dabei das Zuſpätkommen. Mit-
unter iſt darauf der Ausſchluß von der Arbeit für den ganzen
Tag als Strafe geſetzt.

Um objektiv zu ſein, ſei aber auch bemerkt, daß viele Firmen
überhaupt keine Strafen vorgeſehen haben. Sie beweiſen ge-
rade, daß es auch ohne dem Strafweſen, das doch immer etwas
abſtoßendes an ſich hat und ein Ueberbleibſel aus der Zeit der
Hörigkeit der Arbeiter iſt, ſehr wohl abgeht. Arbeitsordnungen
ohne vorgeſehene Strafen beſitzen z. B. Eiſengießerei Golka u.
Oſtermann, Mechel u. Ko., Dampfkeſſelfabrik Schmidt, Eiſen-
gießerei Prinzler, Aljers u. Söhne, Möbelfabrik Hauptmann,
Gußwerk Böhme uſw.

Die Verwendung der Strafgelder iſt in der Gewerbeord-
nung näher feſtgeſetzt. Sie muß nach S 184b „zum Beſten der
Arbeiter des Betriebes“ geſchehen. Die Frage hat denn auch
die verſchiedenfte Regelung erfahren. Die Portland-
Zementfabrik Halle verwendet ſie zu einer Arbeiter
wohlfahrtskaſſe, aus welcher die unverſchuldet in Not Ge
radenen Unterſtützung erhalten; viele Betriebe laſſen ſie der
Fabrikkaſſe zukommen, die Firma Schneider, Halle, ver-
wendet ſie zur Veranſtaltung von Vergnügungen für die Be-
ſchäftigten uſw.

Jntereſſant iſt, was die Firma A. Werneburg u.
Komp., Halle, vorſchreibt: „Sämtliche Strafgelder fließen in
die Arbeiterunterſtützungskaſſe, über welche die Firma zu
wohltätigen Zwecken zugunſten der Arbeiter nach eigenem
Ermeſſen verfügt Eine Rechnungslegung findet
nicht ſtatt, eine Kontrolle kann nur durch die ſtaatliche Auf-
ſichtsbehörde erfolgen. Jedoch wird auf Wunſch des Arbeiter
ausſchuſſes dieſem alljährlich Auskunft über die Höhe
des Beſtandes der eingezogenen Strafgelder und den gezahlten
Unterſtützungen erteilt.“ Das „eigene Ermeſſen“ muß ſich
natürlich nur in den geſetzlichen Grenzen halten.

Etwa 75 Prozent der Arbeitsordnungen ſchreiben vor, daß
die Arbeiter für irgendwelchen Schaden, den ſie anrichten
Verderben von Material, Beſchädigung von Maſchinen uſw.)
dem Unternehmer Erſatz zu leiſten haben. Sodann heißt es
meiſt (vergl. Oertels Futterkuchen-Geſellſchaft,
Halle-Trotha), Albin Taatz, Halle, Leo Feger u. Ko.,
'Ammendorf, A. L. G. Dehne, Halle uſw.): „Die zum
Schadenerſatz dienenden Beträge werden bei der nächſtfolgen

Anzahl Gerichtsurteile, daß mit Rückſicht auf das Lohnbeſchlag
nahmegeſetz und dem S 894 des B. G. B. ſolche Abzüge unzu
läſſig ſind. Ebenſo ſagen viele Kommentatoren des Arbeiter
rechts, daß der Abzug der Geldſtrafen vom Lohn unzuläſſig iſt.
Wo aber keine Kläger ſind, da ſind auch keine Richter.

An ſonſtigen Beſtimmungen iſt noch manches mehr als merk-
würdige anzutreffen. So beſtimmt die Firma B. Moſt, daß
der Arbeiter „gehorſam, beſcheiden und folgſam ſein muß. Er
hat die Pflicht, es der Betriebsleitung zu melden, wenn ein
Mitarbeiter ſich einer „gemeinen Handlung“ ſchuldig macht.
Daß die Arbeiter ſich einer jederzeitigen Unterſuchung der
Kleider gefallen laſſen müſſen, iſt in vielen Arbeitsordnungen
beſtimmt.

Die Gewerkſchaft Salzmünde beſtimmt: „Um An-
liegen oder Beſchwerden vorzutragen, dürfen ſich höchſtens drei
Perſonen gleichzeitig einfinden.“ Sehr wohlwollend iſt die
Firma Albin Taatz, die erklärt: „Es iſt jedem Arbeiter
unbenommen, ſeine einzelnen, dieſe Arbeitsordnung betreffen-
den Wünſche niederzuſchreiben, zu unterzeichnen und im Kon
tor abzugeben.“ Da wird es von Anträgen nur ſo wimmeln!
Tiſchlermeiſter Mai ſchreibt vor: „Den Arbeitnehmern ſind
ausgedehnte und das Jntereſſe des Werkſtücks nicht berührende
Unterhaltungen und Geſpräche verboten.“ Einige Arbeits-
ordnungen verbieten das Pfeifen und Singen, das Umher-
ſtehen, das „Agitieren“, das Sammeln von Geld oder Unter
ſchriften uſw.

Aus allen dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß das Arbeiter-
recht dasjenige Rechtsgebiet iſt, das am ungeklärteſten iſt. Die
verſchiedenen Beſtimmungen, die den Arbeiterſchutz bezwecken
ſollen, zerſtreuen ſich nicht nur auf eine Menge verſchiedener
Geſetze, ſie heben ſich auch gegenſeitig auf, und es beſteht ſo die
Möglichkeit der widerſprechendſten Anwendung. Auch die
Rechtſprechung iſt nicht dazu angetan, das Arbeiterrecht aus
zubilden. Den Schaden haben natürlich die Arbeiter, für die
der gegenwärtige Zuſtand eine große Rechtsunſicherheit be-
deutet. Unſere Geſetzgebung hat zu einer gründlichen Reform
und Weiterentwicklung des Arbeiterrechts jetzt aber auch nicht
den nötigen Sinn und das unerläßliche ernſte Wollen. F. Kl.

Die Ausgabe der Verſicherungskarten der Angeſtellten-
Verſicherung.

Das Direktorium der Reichsverſicherungsanſtalt iſt be
reits darangegangen, die unteren Verwaltungsbehörden, Land-
ratsämter, Stadtmagiſtrate uſw. über ihre nach dem Geſetz
nun beginnende Mitwirkung genau zu unterrichten. Jn aus
führlich erläuterndem Schreiben ſtellt es ihnen für die nächſte
Zeit zur Verteilung an die von den Bundesregierungen zu
beſtimmenden Ausgabeſtellen (Ortspolizeibehörden u. a.) die
erforderlichen Mengen Aufnahmekarten und Verſicherungs-
karten in Ausſicht. Jeder im Bezirk der Ausgabeſtelle wohn-
hafte Angeſtellte, der nach dem Geſetz verſicherungspflichtig iſt,
hat Anſpruch auf ein Formular der Aufnahme- und der Ver-
ſicherungskarte. Zugleich empfängt er eine Belehrung, die in
wenigen knappen Abſätzen die richtige Ausfüllung der Vor-
drucke bezweckt. Zum Gebrauch der Ausgabeſtellen ſelbſt wer-
den je zwei Exemplare einer kurzen Anleitung mitgeliefert,
welche die erſte Entſcheidung über das Beſtehen jenes An-
ſpruches erleichtert.

Die Reichsdruckerei hat es übernommen, die Herſtellung
der Formulare ſo zu beſchleunigen, daß ihr Verſand Anfang
Auguſt beendet ſein kann. Mit den vier erwähnten Druckſachen
gehen als fünfte die für die Vertrauensmännerwahlen beſtimm-
ten Wahlkuverts hinaus. Das Wahlrecht hängt bei
Angeſtellten vom Beſitze der Verſicherungs-
karte ab, bei Arbeitgebern von einer Beſcheinigung der Ge
meindebehörde über die Zahl ihrer regelmäßig beſchäftigten
verſicherten Angeſtellten. Das zeigt vollends die Wichtigkeit
des glatten Verlaufs der örtlichen Vorarbeiten.

Es iſt nämlich beſtimmt anzunehmen, daß die Wahlen ſobald
als möglich, und zwar Mitte Oktober, ſtattfinden ſollen. Ab
Mitte Auguſt dürften alſo die Vordrucke in den Ausgabe
ſtellen zu haben ſein. Die Aufforderung der unteren Verwal
tungsbehörden zur Abholung der Vordrucke mit beſonderem
Hinweis auf das auszuübende Wahlrecht wird demnach vor
ausſichtlich während der erſten Auguſthälfte in den Amts
blättern ergehen.

Als Legitimation vor der Ausgabeſtelle kann der Steuer
zettel dienen, allenfalls auch die Quittungskarte der Jnba-
liden- und Hinterbliebenenverſicherung, ſofern der Angeſtellte
auch dieſer unterliegt. Die ausgefüllten Vordrucke ſind der
Ausgabeſtelle wieder einzureichen, welche ſie daraufhin mit
ihren Eintragungen vervollſtändigt und die Verſicherungs-
karte dem Angeſtellten als nunmehr gültigen Wahlausweis
zurückgibt.

Wahlen von Arbeitervertretern zum Oberverſicherungsamt.
Den Schiedsgerichtsbeiſitzern für das Oberverſicherungsamt zu
Merſeburg iſt ein Wahlzettel r ngen, wonach für die Be
ſchlußkammer. 1 Vertreter der Verſicherten und 5 Stellvertreter
zu wählen ſind. Der Arbeitervertreter-Verein Halle beruft nun
zum w. den 8. Auguſt, abends e Uhr, im EngliſchenHof, Großer Berlin, die in Halle a. S. wohnenden ieds
gerichtsbeiſitzer zu einer Sitzung zuſammen und ladet dazu auch
einen Vertreter des Merſeburger Vereins ein. Die dort dann
aufgeſtellten Kandidaten werden am Freitag veröffentlicht mit dem
Erſuchen, die in Betracht kommenden Schiedsgerichtsbeiſitzer mögen
ihre Stimmen auf dieſelben vereinigen.

7 Sperre. Die Sperre über den Bauunter-
nehmer Max Pohle iſt aufgehoben, da Herr Pohle den
Wünſchen der Arbeiter gerecht geworden iſt.

Deutſcher Bauarbeiterverband, Zweigſtelle Halle.

Volkspark. Wie aus dem Jnſerat hervorgeht, wird te
abend den Volksparkbeſuchern etwas Gediegenes und Abwechſelndes
geboten. Das Cornettquartett unter Leitung des Herrn Engel
mann wird den Beſuchern verſchiedene Ueberraſchungen bringen.Das Halleſche MännerGeſangsquartett unter Herrn meiſter

Sonnabends Direktion beſteht nur aus tüchtigen Kräften und
wird ausſchließlich Volkslieder zum Vortrag bringen. Das Pro
gramm koſtet trotz ſeiner Reichhaltigkeit nur 10 Pfg., ſodaß ein
zahlreicher Beſuch dieſes großartigen Konzertes dringend zu emp
ehlen iſt. Bei un Witterung findet das Konzert be

ſtimmt im großen Saale ſtatt.

Beneſiz Konzert für das Stadttheater Orcheſter in Bad
Wittekind. Wie bereits e angekündigt, findet das en
Konzert r das Stadttheater Orcheſter am Sonnabend, den
10. Auguſt, abends 8 Uhr im Konzertgarten von Bad Wittekind
ſtatt. Um dem Abend eine beſondere Weihe zu geben, haben ſich
die Benefizianten Herrn Karl Ohneſorg, den neuen erſten Leiter
der Oper unſeres als kommen laſſen. Daserſte Auftreten des ellmeiſters Ohneſorg als Konzertleiter
dürfte um ſo mehr intereſſieren, als ſein Probedirigieren der OperTannhäuſer im Winter von ſpontanem Erfolg be-
gleitet war und ſeine Wahl als Nachfolger Mörikes widerſpruchs
los und unter allgemeiner Zuſtimmung ſicherte. Jm Jnſeraten-
teil der heutigen Nummer jſt das vollſtändige Programm, das
von dem vornehmen, künſtleriſchen Geſchmack des Dirigenten
Zeugnis ablegt, abgedruckt. Beſonders intereſſant dürfte es auch
ſein, Ohneſorg, der als Komponiſt einen bedeutenden Ruf genießt
in dieſer Eigenſchaft kennen zu lernen, und die Mitwirkung des

den JLohnzahlung in Abzug gebracht. Auch hier an eine Herrn Kammerſä
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ng Fran Schwarz als Geſangs Soliſt
bringt nicht nur ung in die Jnſtrumental Vorträge,

dürfte für viele Freunde dieſes phänomenalen Geſangs
nſtlers ein ſein, das Konzert zu beſuchen. Einlaßkarten

ſt W Gzregr g. in den a von faigen
un um Preiſe von inkl. iſcherBillettſteuer erhält

Steuerfreie Baugenoffenſchaften. Gemeinnützige Baugenoſſen
ſchaften können von der Zuwachsſteuer befreit werden. Ueber die
Behandlung ihrer Geſuche um Gewährnng der Steuerfreiheit
beſondere Grundſätze aufgeſtellt worden. Sämtlichen Baugenoſſen
ſchaften wird jetzt von der Regierung empfohlen, in ihre Satzungen
Beſtimmungen aufzunebwen, durch die die Gemeinnützigkeit ihrer
Beſtrebungen geſichert cd. Aufgenommen werden ſollen u. a.
folgende Beſtimmungen Der Zweck iſt ausſchließlich darauf ge
richtet, minderbemittelten Familien oder Perſonen geſunde und
zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder an
gekauften Häuſern zu billigen Preiſen zu verſchaffen. Die Dividende
darf höchſtens 4 Prozent betragen. Den Genoſſen, Geſchäfts
führern oder ſonſtigen Beteiligten werden keine beſonderen Vorteile
gewährt. Wenn Genoſſen austreten oder die Genoſſenſchaft auf-
gelöſt wird, ſo darf nicht mehr ausgezahlt werden, als die Bar
einzahlungen und die ſatzungsgemäß zugeſchriehenen Dividenden,höchſtens der Nennwert beträgt. Ein etwaiger Reſt wird nur für

den vorgeſehenen gemeinnützigen Zweck verwendet, ebenſo wie
ſämtliche Rücklagen.

Ein pädagogiſches Seminar ſoll vom nächſten Winter-
ſemeſter ab der Halleſchen Univerſität angegliedert werden. Jm
Abgeordnetenhauſe iſt wiederholt eine größere Berückſichtigung
der Pädagogik an den preußiſchen Univerſitäten angeregt wor-
den. Die Unterrichtsverwaltung ſteht dieſen Anregungen durch-
aus wohlwollend gegenüber und wird zum bevorſtehenden
Winterſemeſter ein erſtes pädagogiſches Seminar an der Uni-
verſität in Halle errichten.

Trachtenfeſt. Der Dölauer Heideverein, der ähnliche Ziele
wie der Harzklub und der Thüringer Waldverein verfolgt, will
demnächſt im Etabliſſement Waldhaus bei Bahnhof Heide ein
großzügiges Trachtenfeſt veranſtalten. Die Anregung dazu gab
der Vorſitzende des Vereins, Juwelier Tittel, der ſich um die
Erſchließung der Dölauer Heide als Erholungsſtätte der Hallenſer
ſchon manches Verdienſ erworben hat.

Die Freunde und Gönner der Gelben. Jm Sperrdruck ver
öffentlichen ſämtliche hieſigen Zeitungen heute folgende welt-
erſchütternde Begebenheit: „Der Vaterländiſche Arbeiterverein zu
Halle a. S. ernannte kürzlich ſeinen hochherzigen Gönner
Herrn Fabrikbeſitzer Paul Dehne ſowie den um die Gründung
des Vereins ſehr verdienten Betriebsführer Herrn G. Leitloff ſen.
zu Ehrenmitgliedern und ließ beiden Herren ein prächtig aus-
geführtes Gedenkblatt überreichen.“ Wie man ſieht, verſtehen
es die Herren Gelben meiſterlich, mit der Wurſt nach dem Schinken
zu werfen.

Die letzten Ferienſonderzüge werden von Halle abgelaſſen
am 15. Auguſt nach Frankfurt a. M., Abfahrt von Halle 9 Uhr
45 Minuten abends am 15. Auguſt nach Karlsruhe, Baden-
Baden, Müllheim, Straßburg Freiburg, Triberg, Konſtanz,

und Baſel. Abfahrt von Halle 8 Uhr 44 Minuten
abends.

Tödlicher Sturz. Vorgeſtern ſtürzte in einem Hauſe der
Alten Promenade ein Knabe vom Treppengeländer aus dem
dritten Stockwerkt durch den Lichtſchacht in den Hausflur hin
unter. Der Tod trat auf der Stelle ein.

Opfer der Arbeit. Ein Arbeiter geriet geſtern in der Kröllwitzer Papierfabrik mit dem echten Arm in eine Papier-
maſchine, wodurch ihm der Oberarm gebrochen wurde.

Langfinger. Ein Einbruch wurde in einer Wohnung in der
Albrechtſtraße verübt, der Täter iſt noch unbekannt. Weiter
wurde in vergangener Nacht in einem Zigarrengeſchäft in der
Triftſtraße ein Einbruch verſucht, die beiden Täter es ſollen
zwei junge Leute im Alter von 20 Jahren geweſen ſein
wurden von dem Jnhaber verſcheucht. Geſtohlen wurde nichts,
wohl aber iſt eine Schaufenſterſcheibe zertrümmert worden.

Von der Straße. Ein Waſſerrohrbruch entſtand heute
früh in der Alten Promenade. Zur Beſeitigung eines Dach-
kammerbrandes rückte die Feuerwehr geſtern abend nach der
Alten Promenade aus. Ein Laſtwagen ſank in der Merſe
burger Straße, woſelbſt Pflaſterarbeiten ausgeführt werden,
ein, wodurch eine Betriebsſtörung der Stadtbahn eintrat.

Seeben. Gewerkſchafts feſt. Am vergangenen Sonntag
fand hier eine kombinierte Sitzung ſtatt, welche ſich mit der Ab
haltung eines Gewerkſchaftsfeſtes am hieſigen Orte beſchäftigte. Es
wurde beſchloſſen, das Feſt am 18. Auguſt im Richterſchen Gaſt
hof abzuhalten. Zur Erledigung der dazu nötigen Vorarbeiten
wurde eine Kommiſſion gewählt.

Schönnewitz. Gemeinderatsſitzung. Jn der letzten
Sitzung wurde die Steuer Voreinſchätzungs Kommiſſion ge-
wählt, beſtehend aus den Herren Gutsbeſitzer Karl Schmidt,
Landwirt Karl Städel und Fleiſchermeiſter Franz Wagner.
Die abgehaltene Spritzenprobe und behördliche Kontrolle gab
Veranlaſſung, neue Aemter zu beſetzen und die Neuanſchaffung
von verſchiedenen Bedarfsartikeln vorzunehmen. Einem Antrag
des Glaſermeiſters Göricke auf Einführung der Bierſteuer, und
zwar pro Hektoliter 60 Pfg., wurde nach langer Debatte gegen
zwei Stimmen zugeſtimmt. Die Gemeinde Schönnewitz über-
nahm die Kreisſtraße von der Grenze
der Reidebrücke, bis zur Mühlſtraße in eigne Regie. Als Ent-
ſchädigung werden vom Kreiſe 23 800 Mk. gezahlt. Zum Schluß
wurden verſchiedene Armenangelegenheiten geregelt.

Wettin. Sehr bedenklich. Jn der Nr. 89 der Wettiner
Keituns, Amtlicher Anzeiger für die Stadt und Amtsgerichtsbezirk

ettin, wird im Jnſeratenteile ein Gerichtsurteil veröffentlicht,
das der Kaufmann Alwin SpottWettin gegen den hieſigen Arzt
Dr. Köbrich erzielt hat. Der Arzt war wegen Beleidigung und
Körperverletzung des Kaufmanns Spott angeklagt. Es kommt ja
alle Tage vor, daß jemand wegen dieſer Delikte angeklagt wird,aber dieſer Fall hat für die Allgemeinheit ein beſonderes Jntereſſe,

inſoweit, was der angeklagte Arzt als Entſchuldigung ſeines Tuns
angab. Da K. die Sache nicht beſtreiten konnte, beantragte er,
daß ihm der t 51 des Strafgeſetzbu mildernd zur Seite geſtellt
werde. Der S 51 Str. G. B. lautet wörtlich: „Eine ſtrafbare
Handlung iſt nicht vorhanden, wenn der Täter zur Zeit der Be
gehung der Handlung ſich in einem Zuſtande von Bewußtloſigkeit
oder krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befand, durch welchen
ſeine freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war“. Alſo, der
Arzt will ſich bei der Begehung der Tat in einem Zuſtande
der rn oder krankhafter Störung derGeiſtestätigkeit befunden haben.
Ein Herr Fritz Eckardt macht nun in der Wettiner Zeitung
in einem Eingeſandt auf die Bedeutung des ärztlichen Ent
ſchuldigungsgrundes aufmerkſam. Herr E. meint, daß, wenn
einerſeits ein Arzt ſeine Praxis ausübt und anderſeits feſtſteht,
daß er eine ſtrafbare r r begangen hat, wofür er unter
Berufung auf den g 51 Str. G. B. nicht verantwortlich gemacht
werden will, eine ſolche Stellungnahme ſich r mit dem
Ehrenkodex der ärztlichen Standesehre, wie mit dem Ällgemein
wohl verträgt. an ſolle bloß bedenken, wenn die von Dr.
Köbrich ſelbſt zugeſtandene Krankheit zu Gunſten Dr. Köbrichs
wolle er nur von einer hochgradigen Neuraſthenie, nicht aber von
Geiſteskrankheit ſprechen einen weiteren
ſehr wahrſcheinlich ſei, jede Minute eine Kataſtrophe eintreten
könne, die, wenn Dr. Köbrich gerade am Krankenbett eines
Patienten ſtehe und einen operativen Eingriff vornehme, geradezu
zu unhaltbaren Konſequenzen, wenn nicht gar zu namenloſem Un
u und Schäden führen könne. Herr Eckardt vertritt die An
icht, der man ohne weiteres zuſtimmen kann, nämlich, daß es der
Mitwelt und vor allem den einſchlägigen Behörden nicht e
gültig ſein kann, ob ein Arzt, der ſich zeitweiſe in einem Zu tande
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det, wo ſeine freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen erſchein
Arzt nichtsdeſtoweniger ſeine Praxis S kannd ſeinen ſonderbaren Entſchuldi 38ornd dar Dr.

ſeiner Praxis ſchweren Schaden zugefügt. Da Konſulsation
eines ten nach der Anſicht der e eine iſthat Dr. K. ſich das bisherige Vertrauen ſelbſt untergraben. Durch
die Nichtanwendung des 8 51 des Strafgeſetzbuches durch das Ge
richt iſt noch lange nicht geſagt, daß K. nicht an der von ihm ſelbſt
eingeſtandenen Krankheit leidet. Bevor nicht von leuten über
den Zuſtand des Dr. Köbrich ein Gutachten vorliegt, muß man
alſo an die Krankheit des K. glauben. Als Arzt er ſelbſt
über ſeinen Geiſteszuſtand ein Urteil abgegebe lls esn, das,nicht im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder krantkhafter törung
d ch ſg atigteit abgegeben wurde, für ſeine Zukunft ſehr be

enklich i

Aus der Provinz.
Die Reinigung öffentlicher Wege.

Das Geſetz über die Reinigung öffentlicher Wege, das vom
Landtage angenommen worden iſt, bedeutet auf dem Gebiete
der Straßenreinigung in rechtlicher Beziehung einen
Fortſchritt, denn es beſeitigt die aus der widerſtreitenden Recht
ſprechung entſtandene Rechtsunſicherheit und bringt Klarheit
in die vielumſtrittene Frage der Straßenreinigungspflicht. Die
Befürchtung, daß durch das Geſetz eine weitgehende Mehr-
belaſtung der Hausbeſitzer entſtehen könnte, iſt natürlich un
begründet. Das Geſetz gibt den Gemeinden vielmehr nur das
Recht, die Wegereinigungslaſt unter Berückſichtigung der be
ſonderen Verhältniſſe der einzelnen Gemeinden in zweck-
mäßiger Weiſe zwiſchen Anliegern und Gemeinden zu ver
teilen; es läßt hierbei der Betätigung der Selbſtverwaltung
den weiteſten Spielraum. Jm übrigen bringt das Geſetz keine
Erweiterung der polizeilichen Machtbefugniſſe, es ſchränkt dieſe
hinſichtlich der außerhalb der geſchloſſenen Ortslage belegenen
Wege ſogar noch ein. Die wichtigſten Punkte des Geſetzes ſind
folgende:

Träger der Verpflichtung zur polizeimäßigen Reinigung
öffentlicher Wege iſt, ſofern nicht ein abweichendes Ortsrecht
beſteht, die Gemeinde, in Gutsbezirken der Gutsbeſitzer, zu
deren Bezirk der Weg gehört. Die polizeimäßige Reinigung
ſchließt in ſich die Verpflichtung zur Schneeräumung,
zum Beſtreuen mit abſtumpfenden Stoffen zur
Beſeitigung von Schnee- und Eisglätte und zum Be-
ſprengen zur Verhinderung von Staubentwicklung. Das
Geſetz beſchränkt die polizeimäßige Reinigung auf Wege, die
überwiegend dem inneren Verkehr der Ortſchaft dienen. Um

vorzubeugen, daß die Reinigung hinſichtlich der außerhalb der
geſchloſſenen Ortslage belegenen Wege in zu weitgehendem
Umfange gefordert wird und dadurch die Kommunen nicht un
billig belaſtet werden, iſt die Reinigung auf Wege beſchränkt,
bei denen im Beſchlußverfahren vom Kreisausſchuß (Bezirks-
ausſchuß), alſo einem über den Rechtsbeteiligten ſtehenden
Organ der allgemeinen Landesverwaltung, feſtgeſtellt iſt, daß
ſie überwiegend dem inneren Verkehr der Ortſchaft dienen.
Hinfichtlich der Art, des Maßes und der räumlichen Aus-
dehnung der polizeimäßigen Reinigung haben ſich die Orts-
polizeibehörden mit ihren Anforderungen innerhalb der Gren-
zen des unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe Not-
wendigen zu halten.

Die in den einzelnen Gemeinden beſtehenden Obſervanzen
und Geſetzesvorſchriften über die polizeimäßige Reinigung ſind
durch das Geſetz aufrecht erhalten. Anderſeits gibt das Geſetz
den Gemeinden das Recht, die polizeimäßige Reinigung durch
Ortsſtatut zu regeln. Sie können z. B. da, wo es für zweck
mäßig erachtet wird, die polizeimäßige Reinigung, die bisher
anderen, beiſpielsweiſe den Eigentümern der angrenzenden
Grundſtücke, oblag, ganz oder teilweiſe auf die Gemeinde über
nehmen. Die Gemeinden können ferner den bisher Verpflich-
teten z. B. nur die polizeimäßige Reinigung des Straßen
dammes abnehmen, ihnen hingegen die der Bürgerſteige be
laſſen, oder auch die polizeimäßige Reinigung des ganzen
Weges, jedoch mit Ausſchluß der Streupflicht, übernehmen.
Dagegen iſt eine Teilung derart unſtatthaft, daß dem einen
Teil eine unter die polizeimäßige Reinigung fallende Leiſtung,
dem anderen Teile die Haftung bei mangelhafter Ausführung
der Leiſtung obliegt. Umgekehrt können die Gemeinden durch
Ortsſtatut die Verpflichtung zur polizeimäßigen Reinigung
öffentlicher Wege ganz oder teilweiſe auf die Anlieger, oder auf
einzelne Klaſſen derſelben z. B. die Eigentümer der angren
zenden bebauten Grundſtücke übertragen. Ein Schutzdamm
gegen eine zu ſtarke Heranziehung der Anlieger zu den Koſten
der Straßenreinigung bildet die Beftimmung, daß die Ge-
nehmigung von Ortsſtatuten verſagt werden ſoll, wenn das
Ortsſtatut eine Ueberbürdung der darin für verpflichtet Er-
klärten zur Folge haben würde. Endlich enthält das Geſetz
die wichtige Beſtimmung, daß der zur polizeimäßigen Reini-
gung Verpflichtete der Ortspolizeibehörde gegenüber mit deren
Zuſtimmung einen Stellvertreter mit der Wirkung beſtimmen
kann, daß die Ortspolizeibehörde ſich nur an dieſen wegen der
Reinigung zu halten hat. Auch durch dieſe Beſtimmung findet
eine weitgehende Entlaſtung des Hauseigentümers inſofern
ſtatt, als er bei Unterlaſſung oder mangelhafter Ausführung
der Straßenreinigung ſtraffrei bleibt. Der Zeitpunkt des
Jnkrafttretens des Geſetzes iſt auf den 1. April 1018 feſtgeſetzt.

Merſeburg. Gewerkſchaftskartell. Die letzte Kartellſitzungbeſchäftigte i mit zwei Schreiben vom Bezirksſekretariat der

Gewerkſchaftskartelle. Jn einem wird zur Zentraliſation der
Krankenkaſſen aufgefordert, das andere behandelt die Vertretung
beim Oberverſicherungsamt. Für erſteren Eingang ſoll eine Zu
ſammenkunft aller Arbeitervertreter-Vorſtandsmitglieder ſtattfinden,
um die Frage zu einer praktiſchen Löſung S ringen. Bei der
Frage zur Regelung der Vertretung beim Oberverſicherungsamt
ſchließt ſich das Kartell der Meinung des Vorſtandes an, indem
es ſich für Verlegung des Bezirksſekretariats von Magdeburgnach Merſeburg entſcheidet. anſahen iſt hierbei die Koſten
frage, denn bei Neueinrichtung eines Sekretariats würde man
mit den heutigen Beiträgen nicht mehr auskommen. Zweifellos
muß eine außerordentliche Kartellkonferenz ſich mit dieſer Frage
beſchäftigen. Die Abrechnung vom 2. Quartal weiſt eine Ein
nahme von 165,00 Mk. auf. Die Ausgabe beträgt 106,45 Mk.
Kaſſenbeſtand vom 1. Quartal 285,25 Mk. Jetziger Kaſſenbeſtand
293,83 Mk. Dem Kaſſierer wird Entlaſtung erteilt und ein An
trag angenommen, der dem Kaſſierer 4 Prozent von den Mit
liederbeiträgen als Remuneration bewilligt. Eine lebhafte
ebatte rief die Anſchaffung eines Bibliotheksſchrankes hervor.

Es men zwei Offerten auswärtiger Firmen vor. Einige Dele
ierte ſtellten ſich auf den Standpunkt, hieſige Firmen zu berückſchugen Nachdem man eingehend dieſe Fragen beſprochen hat,

beſchließt das Kartell einen rank anz en und erteilt dem
Vorſtand Vollmacht zur Anſchaffung des Schrankes. Des weiterenbeſchließt die Sitzung einſtimmig für die Zlblotbet einen Kata

anzuſchaffen, um eine beſſere Ueberſicht für die Bibltothekare un
für die Leſer zu ermöglichen. Ferner ſollen künftig Leſekarten
eingeführt werden. Auch ſtimmt das Kartell dem Abonnement
einiger Zeitſchriften zu. An Stelle des Gen, Rödel tritt Genoſſe
Ellenburg als Delegierter der Holzarbeiter ein. Die

ehilfen haben ſich dem Kartell angeſchloſſen und als Delegierten
en Genoſſen Clemens entſandt. Als Bibliothekar wird Genoſſe

Fricke gewählt, als Stellvertreter Genoſſe Ellenburg. Die Bibliothek

ſoll in Zukunft im Winterhalbjahr undeinem Hinweis an e ne t ſie
tzung zu Ende. En v lten Maurer Kleine. Unent

ſchuldigt: Schuhmacher nſetzer Sorge, Heizer Koch, Buch
drucker Hörig und Maler Ohl.

Sozialdemokratiſcher Verein. e den8. gut abends 8 Uhr, in der KaiſerWilhelms-Halle
die Mitgliederverſammlung ſtatt. Da der Bericht vom Kreistag
eben wird, iſt es Pflicht aller Genoſſen und Genoſſinnen, in

rſelben zu erſcheinen.

Schklenditz. Wichtig für Volksblattleſer. Die Zeitungs
kommiſſion hat ſich uiert. Obmann iſt der r e,
e 2, L. Alle Beſchwerden über unpünkliche Zu
ſtellung uſw. des Volksblattes wolle man nur an ihm richten. Wi
erſuchen die Abonnenten des Volksblattes, die Adreſſe auszu
ſchneiden und aufzubewahren.

Querfurt. örderung des Waſſerleitungsprojekts.Die Stadtverordneten bewilligten weitere 3500 bis 4000 Vet zu

Bohr und Pumpzwecken für die Waſſerleitung in unſerer Stadt.
Gebohrt iſt bis jetzt 150 Meter tief.

Roßleben. Großfeuer. Jn der hieſigen Maſchinenfabrik
Sonntagsnacht Feuer aus, das ſämtliche Gebäude

in Mitleidenſchaft zog und bis auf die Grundmauern zerſtörte.
Die Bekämpfung des Feuers wurde durch den herrſchenden Waſſer-
mangel ſehr erſchwert. Schließlich mußte man das Waſſer aus
der ziemlich entfernten Unſtrut herbeiſchaffen. Der Schaden iſt
bedeutend, da auch die Dampfkeſſelanlage zerſtört wurde.

Elsleben. Berichtigung. Jn dem geſtrigen Bericht über
den Kreistag des Wahlkreiſes Mansfeld hat ſich ein grober Fehler
eingeſchlichen. Es darf nicht heißen, daß der Erhöhung des
Wochenbeitrages für Frauen auf 15 Pfg. wöchentlich zugeſtimmt
wurde, ſondern: Mit der Erhöhung des Beitrages für Frauen
n n Pfg. monatlich erklärten ſich die Delegierten einver-

anden.
Was war die Urſache? Am Montag abend zwiſchen

11 und 12 Uhr entſtand auf dem Marktplatze ein großer Menſchen-
auflauf. Der Dachdeckermeiſter Siebenhühner war verhaftet
worden und wurde unter lauten Hilferufen durch die dunkle
Rathausſtraße nach dem Polizeigefängnis am Jüdenhof transportiert.

Gerbſtedt. Ein neuer Gegner. Recht hervorragend an
der Vernichtung der Sozialdemokratie ſcheint ſich der Barbier
Pohlmann betätigen zu wollen. Nicht nur, daß er unſere Ge-
noſſen auf jede Art und Weiſe herabwürdigt, nein, er ſchreibt
ſogar Briefe an die vorgeſetzten Behörden der Beamten, die mit
einem Sozialdemokraten ſprechen oder gar verkehren. Glaubt
denn der Barbier Pohlmann, ein Sozialdemokrat ſei etwa ein
verabſcheuungswerter Menſch? Nun, von dieſer Weisheit wollen
wir ihm nichts nehmen. Aber ſoviel können wir dem Barbier
Pohlmann ſchon heute verraten, durch derartige kleinliche Machi-
nationen wird er die Sozialdemokratie nicht vernichten. Vielleicht
ſchädigt er ſich durch ſeine Handlungsweiſe mehr als wie uns.
Die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft von Gerbſtedt und Umgegend
wird aus Vorſtehendem ihre Konſequenzen ziehen und den nicht
ungeſtraft laſſen, der ſo verächtlich über ſie ſpricht und handelt.

Eilenburg. Acht-Uhr-Ladenſchluß. Der Antrag der
Eilenburger Geſchäftslente auf Einführung des AchtUhrLaden-
ſchluſſes iſt feit dem 1. Auguſt in Kraft en Der Sonn-
abend iſt hiervon ausgeſchloſſen. Das Publikum muß ſich nun
daran gewöhnen, ſeinen Bedarf vor acht Uhr zu decken.

Pflichtfeuerwehrübung. Die löſchpflichtigen Mann
ſchaften (Pflichtfeuerwehr) des Löſchzuges Nr. 1, werden zu einer
Uebung am Donnerstag, den 8. d. Mts., abends 8 Uhr, beordert.
Sammelſtelle: Kornhaus.

Kartellſitzung. Das Vorortskartell Magdeburg richtet
das Erſuchen an die Delegierten, ſich zu erklären, ob ſie mit der
Gründung einer weiteren Sekretärſtelle im Bezirksſekretariat ein
verſtanden ſind. Dem Sekretär ſollen alle Arbeiten, die zur Er
ledigung der Streitigkeiten, die ſich aus der Reichsverſicherungs
ordnung ergeben, übertragen werden. Die Eilenburger Kartell
delegierten lehnen den Antrag vorläufig ab. Der Vorſitzende
macht ferner darauf aufmerkſam, daß am 1. Dezember 1912 die
Friſt abläuft, in der minderleiſtungsfähige Krankenkaſſen den An
trag auf Verſchmelzung mit leiſtungsfähigeren ſtellen können. Jn
Eilenburg kommt nur noch die Bauhandwerker-Krankenkaſſe in
Betracht. Die Mitglieder dieſer Kaſſe mögen daher in der am
greß den 9. Auguſt, im Kaiſer ſtattfindenden General-Verſamm-

über dieſe Frage ſcwtüſſig werden, und den Vorteil, dielunſie duro eine Verſchmelzung mit der Ortskrankenkaſſe haben, nicht

entgehen laſſen. Dem Antrage, daß auch in Eilenburg Bildungs-
kurſe ſeitens des Bildungsausſchuſſes veranſtaltet werden ſollen,
wird ſtattgegeben. Der Genoſſe Reimes- Berlin wird über das
Erfurter J am 26. November, 3. und 17. Dezember
ſprechen. Der Beitrag für die Teilnehmer iſt auf 50 Pfg. feſt

Gewerkſchaftsfeſt brachte einen Ueberſchuß von
ark,

Delitzſch Sozialdemokratiſcher Verein. Jn einer
erfreulicherweiſe gut beſuchten Verſammlung fand am letzten
Sonnabend die Fortſetzung der Tagesordnung der am 27. Juli
abgebrochenen Generalverſammlung ihre Erledigung. Zu-
nächſt wurde die Durchberatung der zum Kreistag geſtellten
Anträge vorgenommen. Dieſelben fanden mit einer einzigen
Ausnahme die gukimrnhugk? Verſammlungsmehrheit. Zu
ſämmtlichen angenommenen Anträgen wurden noch Zuſätze ge-
macht. Hierauf wurde die in der letzten Verſammiung eben-
falls ausgebliebene Dechargeerteilung vorgenommen. Dem
Vorſitzenden, Kaſſierer, Preßkommiſſions- Vorſitzenden und dem
a teller der Verſammlungseinladungszettel wurde für ihre

ewaltung eine Entſchädigu von je 15 Mark bewilligt.
Bei den hierauf vorgenommenen Vorſtandswahlen wurden fol-
gende Genoſſen gewählt: A. Münzer, 1. Vorſitzender; H. Klun
kert, 2. Vorſitzender G. Hufnagel, Kaſſierer; P. Buhle, Schrift-
führer; Osw. Leuther und H. Erxrhorn, Reviſoren. Jn die
Zeitungskommiſſion wurden die Genoſſen: Härtel als Vor
ſitzender, M. Bruder, P. Wüfſtner und Osk. Schirmer als Bei-
ſitzer gewählt. Ein Antrag, der dahin geht, daß in Zukunft
unſere Stadtverordneten über ihre Tätigkeit als ſolche, in den
regulären Mitgliederverſammlungen des Sozialdemokratiſchen
Vereins Bericht zu erſtatten haben, wurde bis zur nächſten Ver-
ſammlung, wo die Stadtverordneten ihren Jahresbericht geben
werden, zurückgeſtellt. Ferner wurde noch bekannt gegeben, daß
im Verlauf des September ein StrzelewitzAbend ſtattfindet,
wozu die Genoſſen ſchon jetzt eifrig agitieren mögen.

Düben. Beim Baden in der Mulde ertrank am Sonn-
tag ein zirka 70 jähriger Erntearbeiter. Der Ertrunkene war bei
dem Landwirt Reichenbach in Arbeit. Es kann nicht dringend

enug davor gewarnt werden, an anderen Stellen zu baden, alsden abgeſteckten; hauptſächlich die Fremden, die die Mulde nicht

kennen, ſollten ſehr vorſichtig ſein.
Ein zweiter Unfall ereignete ſich auf dem hieſigen

Marktplatz. Der „Kommnandeur“ der Schützengeſellſchaft 1911,
Hanſche, ſiel ſo unglücklich vom Pferde, daß er vom Platze ge
tragen werden mußte.

Wittenberg. Chriſtliche Nächſtenliebe in Wort und
Bild. Auf der Herberge zur Heimat, der Pflegeſtätte chriſtlicher
Nächſtenliebe“, ſcheint nicht immer nach dem Beiſpiel des Nazareners
verfahren zu werden, ſondern man kann auch anders, wenn der
leidige Mammon in Frage kommt und ſo ein armer Teufel in den
ſchrecklichen Verdacht gerät, den nötigen Zins in Geſtalt des Schlaf
geldes nicht entrichtet zu haben. In einer der letzten Nächteerwachten gegen 11 Uhr nachts die Swiaſgäſte ob eines großen
Lärms und beobachteten, wie ein Angeſtellter der Herberge mit
einem älteren Manne in heftigem Streite lag, weil er angeblich
das Schlafgeld nicht bezahlt haben ſollte. Der Mann befand ſich
in großer Aufregung; er hatte das Bett verlaſſen müſſen und
ſollte allem Anſchein nach nachts auf die Straße geſetzt werden,
als ſich herausſtellte, daß man an den Falſchen geraten war. So
konnte der Arme dann ſein ſchwer erkämpftes Nachtlager wieder
aufſuchen. Die drohende Haltung der übrigen Schlafgäſte ſchaffte
endlich Ruhe, denn ſonſt wären die Nachforſchungen wohl noch
weiter gegangen.

ü

Einbruch. Jn der Zimmermannſtraße 12 a iſt am Sonn
tag nachmittag ein ellter inbruch vollführt. Der Dieb öffnete
mehrere Türen, erbrach die Schränke und r die ganze
Wohnung wobei er es offenbar nur auf Ge zpeſchen hatte
denn er 1 außer einigen Wertſachen zirka 100 Mk. Die nachts
heimkehrenden Bewohner fanden die Wohnung in großer Unord
nung. am andern rgen herbeigeholte Polizeihund verlor
leider die durch den regen Verkehr verwiſchte Spur.

Grünewalde. wre Nächſten Sonntagfindet in Bockwitz unſer diesjähriges Gewerkſchaftsfeſt ſtatt.
Die Arbeiterſchaft von Grünewalde wird erſucht, ſich zahlreich
daran zu beteiligen. Der gemeinſame Abmarſch nach Bocwitz
erfolgt pünktlich mittags 1 Uhr von der Walke. Die Teilneh-
mer müſſen alſo um 121 Uhr zur Stelle ſein, weil noch Ver-
ſchiedenes geregelt werden ſoll.

Flugblattverbreitung. Am Freitag, den
9. Auguſt, abends 248 Uhr, findet eine Flugblattverbreitung
tatt. Die Genoſſen, die ſich daran beteiligen wollen, können
ich beim Agitationskomitee melden.

Allerlei.
Exploſionsunglück

Auf dem oſtpreußiſchen Truppenübungsplatz Loetzen ereig
nete ſich ein bedauerlicher Unfall. Bei einer Schießübung explo-
d in Artilleriegeſchoß; dabei wurden vier Soldaten ver-
wundet.

Unter Vergiftungserſcheinungen erkrankt.
Die ganze Familie des Grafen Karl von Schwerin, der in

der Sparchen bei Kufſtein eine Villa beſitzt, iſt nach dem Ge-
nuß von ſelbſtgepflückten Pilzen an Vergiftung ſchwer er-
krankt. Von den vier erkrankten Perſonen gilt das ſechs
jährige Söhnchen als rettungslos verloren.

Feuersbrunſt.
Montag nacht brach in der Ausſtellung in Dünkirchen eine

große Feuersbrunſt aus, die bedeutenden Schaden anrichtete.
Mehrere Pavillons und ein Teil der Attraktionen ſind den
Flammen zum Opfer gefallen. Perſonen kamen nicht zu

Ueber die Urſache des Brandes hexrſcht noch Rn
arheit.

Die amerikaniſche Polizeikorruption.
Der Herold ſchätzt die Summe der Schutzgelder, welche die

Polizei von Spielern uſw. erhalten haben ſoll, auf jährlich
5 Millionen Dollar.Ein Telegramm aus Tannersville im Staate Neuhork beſagt,
daß die übrigen Männer, die der Teilnahme an dem Morde
Roſenthals verdächtig ſind, ſich in dieſe Stadt geflüchtet haben.
Es gelang der Polizei ihre Spur zu entdecken. Die Verbrecher
haben ſich verbarrikadiert und halten die Poliziſten mit auto-
matiſchen Revolvern in Schach. Die Eaſtſide-Halunken ſind
nunmehr zu der Einſicht gekommen, daß die Polizei, die ſie
als ihren Verbündeten glaubten, ſie im Stiche gelaſſen hat und
den Spieß umkehrt. Sie ſetzen ſich jedoch ihrer Gefangen-
nahme verzweifelt zur Wehr und es wird nur unter den
größten Anſtrengungen möglich ſein, ſie hinter Schloß und
Riegel zu bringen. Die in Haft befindlichen Verbrecher ſtehen
unter ſchärfſter Bewachung. Sie haben ſich geweigert, die Ge
fängniskoſt zu eſſen, da ſie fürchten, vergiftet zu werden.

Beſchießung eines Ballons.
Auf den von der Luzerner Luftſchiffhalle aufgeſtiegenen

Freiballon Theodor Schaeck des Schweizer Aeroklubs wurden
bei Wolfenſchießen (Kanton Unterwalden) 22 Schüſſe aus
Militärgewehren abgefeuert, die die Ballonhülle durchlöcherten.
Die Jnſaſſen blieben jedoch unverletzt. Obwohl ſie ſich durch
Flaggenſignale bemerkbar machten, wurde der Ballon zur
Landung gezwungen und die drei Jnſaſſen verhaftet.

Sturm auf See.
Geſtern, abends 7 Uhr, ſetzte an der Oſtſee ein Sturm, der die

Gewalt eines Orkans anngahm, mit heftigem Regen ein. Ein
Segelboot des Torpedoboots G. 149 iſt mit fünf Mann, ein
anderes Segelboot mit ſechs Mann an Bord gekentert. Angeb
lich ſind alle gerettet worden. Der Sturm war ſo heftig, daß
250 Badegäſte, die ſich geſtern an Bord des Kreuzers Olden-
burg zur Beſichtigung befanden, die Nacht über an Vord bleiben
mußten. Die Matroſen, die Landurlaub hatten, konnten nicht

n Bord zurückkehren.

Ausbruch des Vulkans.
Der Aetna, der am Montag einen unerwarteten Ausbruch

hatte, iſt wieder ruhig. Die Eruptionen dauerten nur zehn
Stunden, während welcher Zeit der Krater teilweiſe einſtürzte.
Man er hee jedoch in den nächſten Tagen, daß der Vulkan
von neuem ſeine Tätigkeit aufnehmen wird.

Kleines Allerlei. Spurlos verſchwunden. Wie jeht
bekannt wird, iſt im Anfang der vorigen Woche der Adjutant
des 1. Bataillons des Jnfanterieregiments Nr. 58, Leutnant
Broſe aus Glogau, ſpurlos verſchwunden. Man ſpricht davon.
daß große Schulden den Offizier zur c veranlaßt
haben. Er floh in der Nacht von Montag zum Dienstag in
einem Automobil von Glogau nach Berlin, wo er den Chauffeur
ablohnte. Seitdem fehlt jede Spur von ihm. Unfälle
beim Baden. Jn Gneſen ſind der 30jährige Malergehilfe
Jgnaz Cabankſi und zwei neunjährige Schulknaben beimVaden ertrunken Jn der Weichſel ertrank bei Graudenz ein
24 Jahre alter Student der Charlottenburger Techniſchen Hoch-
ſchule, der bei ſeinen dortigen Verwandten zu Beſuch weilte.
Meſſerſtecherei. Der Bote vom bayeriſchen Wald meldet:
Jn der ſerggn enen Nacht fand auf dem Marktplatz in Regeneine große erſtecherei ſtatt. Vier Perſonen wurden ſchwer

Die Täter ſind bereits verhaftet Vom Zug er-
Am Bahnübergang am Waldſchlößchen zu Gehlis über-

fuhr ein Sonderzug der Staatsbahn ein rwerk. Ein
Kutſcher wurde tödlich verletzt, der Wagen vollſtändig zer
trümmert und die Pferde getötet. Eine Frauals Bank-
präſident. Jn Tokio iſt eine neue Bank gegründet worden,
an deren Spitze Frau Seno Kin ſteht, ritr4 ihr Sohn als
Direktor fungiert. Eiſenbahnunglück. Der Schnell
zug Valtimore-Ohio ſtieß mit einem grg bei Clahysville
im Staate Virginig zuſammen. Viele Perſonen wurden ge-
tötet. Die genaue Zahl der Opfer ſteht wo nicht feſt.
Rieſenbrandim Palais Peters des Großen. Auf
der Petrowskiinſel brach rn nachmittag Feuer aus, welches
das Palais Peters des 37 einäſcherte. Der Schaden be
trägt mehr als 2 Millionen Rubel.

Melkende Fliegen.
Eine merkwürdige Beobachtung will jüngſt, wie die Natur-

wiſſenſchaftliche Rundſchau mitteilt, ein Herr Chriſtian Ernſt
emacht haben. Unter den Ameiſen, die auf einem Holunder-

ſch mit dem Melken von Blattläuſen waren, be
obachtete er ein halbes Dutzend Fliegen, die die z x in
enau derſelben Weiſe melkten wie die Ameiſen. Sie ſtreichel
en, wie Ernſt mit Hilfe der Lupe feſtſtellen konnte, mit ſehr

raſchen Feppequngen der Vorderfüßchen den Hinterleib der
Blattlaus ſo lange, bis der ſüße Tropfen herausquoll, und
ſenkten hierauf den Rüſſel, wie alle ſaugenden Fliegen es tun.
Die ha chtnng wurde an zwei aufeinander folgenden Tagen
gemacht.

Verantwortlicher Redakteur: Gottl. Kasparek in Halle.
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Verſammlungsberichte.
Deutſcher Bauarbeiterverband. Jn der letzten Mitglieder-

berſammlung wurde vor Eintritt in die Tagesordnung das
Andenken des verſtorbenen Kollegen Hermann Kohlhardt und
des durch Unglücksfall verſtorbenen Kollegen Guſtav Meier in
üblicher Weiſe geehrt. Alsdann hielt noſſe Otto Rühle
einen Vortrag über das Thema: Verelendungstheorie und Ge
werkſchaftsbewegung. Mit ſichtlichem Intereſſe folgten die An
weſenden den Ausführungen des Referenten, und der Beifall
am Schluſſe bewies, daß der Vortrag ein beſonders lehrreicher
war. Die Abrechnung vom zweiten Quartal verlas Kollege
Metzger. Die Einnahme und Ausgabe für die Hauptkaſſe
bilanzierte mit 23 136,25 Mk., die Einnahme für die Lokalkaſſe
betrug 15 076,61 Mk., demgegenüber ſtand eine Ausgabe von
4558, 48 Mk., mithin verbleibt ein Kaſſenbeſtand von 10 51813
Mark. Die Mitgliederzahl betrug am Schluſſe des Quartals
2963; davon waren Maurer 1986 inkl. 27 Stukkateuren und 18
Jſolierern, Hilfsarbeiter waren 977 zu perzeichnen. Ausge
ſchloſſen aus der Organiſation wurden vier Mitglieder und
zwar: Wilh. Schlüter wegen Streikbruchs beim Hafenarbeiter
ſtreik, Wilh. Schermer-Dölau wegen Vohykottbruchs, Franz

ne

Brandenberger und Otto Trappiel ſen. ebenfalls Wegen Streik
bruchs beim Möbelräumerſtreik. Acht itglieder mußten
wegen Beitragsreſten geſtrichen werden. Einen kurzen Bericht über den Stand des Stukkateurſtreiks gab Kollege Dett-

mar. Bereits die fünfte Woche währt der Kampf. Es iſt
leider zu verzeichnen, daß einige Arbeitswillige von auswärts,
welche ſchon während des Berliner Streiks dem Unternehmer-
tum willkommene Dienſte leiſteten, eingetroffen ſind. Des
weiteren wurde frſtgeſtert daß auch einige hieſige Maurer,vielleicht unbewußt, Streikarbeit verrichtet ſewen Es ſei hier
nochmals darauf hingewieſen, daß jeder Ko verpflichtet iſt,
Solidarität zu üben. Sollten doch noch einzelne Kollegen vor
handen ſein, die den Stukkateuren den Kampf erſchweren, ſo
würde ſich die Verbandsleitung gezwungen ſehen,* die Konſe-
quenzen zu ziehen und nach dem Statut zu verfahren. Der
Kollege Dettmar hob in ſeinem Berichte hervor, daß die Stukka-
teure auch weiterhin feſt und geſchloſſen im Kampfe ausharren
werden, bis ſich die Unternehmer bequemen, die geringfügigen
Forderungen anzuerkennen. Ferner ſei nochmals darauf
hingewieſen, daß der Unternehmer Katſche, der auf dem Stein
weg Ausſchachtungsarbeiten für die Firma Schönemann u.
Schwarz ausführt, geſperrt iſt.
Solidarität zu üben.

Die Kollegen werden erſucht,

Gräfenhainichen

Waſſaſſa- Theater.
Sensationeller Theater Erfolg

Menschenrechte!
Soxiales Volksstüek in 5 Akten von M. Reichardt

Anfang 8.10 Uhr. Tageskasse v. 10- I u. 4-6 Uhr.
--2 —D[ZEDTZZ DDTZDZI ———D d SS S HBad Wittekind.

Sonnabend den 10. August abends s Uhr unter Leitung von

Karl Ohnesorg,
orstor Kapellmeister des Stadttheaters Halle a. S., zum

Benefiz r a
Stadttheater Orchester

und unter gütiger Mitwirkung von

Franz Schwarz,
gross herzogl. sächsisch. Kamrnersänger,

grosges Extra Konzert
(verstürktes Orchestev).

e PROGRAMM. pa-
I. Teil:

Ouverturo: Leonore No. 5
2. Vorspiel und Liebestod aus

a und Isolde“3. Elegie für Streichinstrumente aus
„König Christian“ (z. 1. Male) Jean Sibelius,

4. Capriccio espagnole Kimsky Korsakow.
a) Alborada, b) Variazioni, c) Alborada, d) Scena e
ceanto gitano, e) Fandango osturiano u. Coda (z. 1. Male)

II. Teil
Ouverture zu „Phädra“
a) Deanse arabe, b) Danse des mir-
litons, c) Danse russe Trepak

7. Monolog des Hans Sachs aus „Die
Meistersinger von Nürnberg* Richard Wagner.

Herr Kammersänger Franz Schwarz.
8. Tasso, Lamento e Trionto, sin-

fonische Dichtung

1ſ

Ludwig van Beethoven.9

Kiehard Wagner. in

Jules Massenet.o

Peter Tschaikowsky.
2

Frenz Lisgt,
III. Teil

9. Ouverture z. „Russlan u. Ludmilla“ M. J. Glinka.
0. Schlummerlied u. Schluss-Szene d.

I. Akt. a. d. Op. Die Gauklerin“ Karl Ohnesorg.
11. Die verlagsene Mühle. Humoreske

für Streich Instrumente und
Sehlagaeug (z2um 1. Male) Karl Ohnesorg.18. Wotans Tbsohied u. Feuerzauber
aus „Die Walküre“ Richard Wagner.I Herr Kammersänger Frauz Sohwarz.

8 Bintrittspreis (inkl städt. Blettetener) 50 P. Für
jedermann Billetts im Vorverkauf in den Hofmusi-
kalien handlungen v. Heinrich Hothan u. Reinh. Koch.

e

Union I.
e

Jm Konkursmaſſe Ausverkauf
War Ohmann, Gr. Steinſtr. 13.
Eing. Mittelſtr., kommen heute u.
folg. Ta r 9-12 u. nachm. 3-6das beste Rad- Feuerzeug, Uhr, zu bedeut. herabgeſ. Preifen z.

sicherste Zundung, 69 Pfg. Se dnauſe re apier,
Bap eller eller m. ergamitn,G. F. Rötter, Vant tand, Wäſchebeutel, Kranz-beutel, Metallkörbchen, Anhänge
etiketten, Lohnbentel, Konfekt-
kapſeln, hnkörbchen, Konfekt-
körbchen, Konfektbeutel, Oſtereier,
Muſcheln, Tier Atrappen, Bon-

St. S u. 8 Pf., i. Schock billiger. bonieren, leucht. Plakate, Porz.
Nippes, Tortenpapier, Gürtelkar-
tons, Knallbonbons, Weinlaub,
Bratenfpieße, Bälle, Zigarrenetuis,
Paketträger Kalenderrückwände,

jalimburg u. Schweizer Käse

Bächkerbücher, Rotablocks, KellnerF. H. Weber,Gr. Steinstr. 46, neb. Walhalla. Blocks, Garderobeblocks Liefer
Der Konkurs-ſcheinbücher c.

augewert- I. Netanichule

krunkenhausen in
verb. mit Archit. v. Baulng. Abg. See

Eizaudet. g. Materialog w.

Leipzigerstr. 90. Rabattmarken.

fung Handtorm Käse

verwalter: Ferd. Wagner.

Himbeer-Slrup
mitfeinſter Raffinadeeingekocht
per Pfd. 680 empfiehlt

Breiteſtr. 1/2,bar Booeh, Meru ec
Turm, Leipzigerſtraße 61/62.

um ſchuſanfane
empfehle höflichſt

alle Sehulartikel
ſowie meine

z Buchbinderef z
mit elektr. Betrieb.

Max Morgner
Buchbindermeiſter.

Arbeitsmarkt
Anreiber

für Druckfarben für gr. Steindr.
eſucht. Wochenlohn Mk. 40.Sſert L. O. 5389 an Rudolf

MoSsse, Leipig.

Ewrimclier?
den. welche eine gewerbliche

Ausbeutung geſtatten, s o ort
gesneht. Broſchüre mit Preis
ausſchreiben gratis und franko.

erten unt. H. 814 an Haaſen
Vogler, A. G., Mann-

Teleph. 3307. Halle S., Triftſtr. 20.
Konsumverein 7u Hersehure u. Ums.

(e. G. m. b. H.)
Die ausgeſchriebene Lagerhalterstene iſt beſetzt, allen

Bewerbern beſten Dank.
Die Verwaltung.

(urſcennodel
mit guten Messern

billigst.
im einzelnen und ganzen billigſt.C. F. Kittor, Prompter Verſand nach außerhalb.
beſtes Futter für Schweine, Rinde

Pferde und

(eiprisgerstr. 90. Rabattmar en. Paul Otto, Wer e

Bekanntmachung.
1. Jn der Zeit vom 16. Jnli bis 31. Juli 1912 ſind nach

ſtehende Gegenſtände als gefunden hier abgegeben oder ange-
meldet worden:

1 Double-Broſche mit rotem Stein, 1 ſchwarzledernes Porte-
monnaie, 1 Dobermann-Hündin, 1 Klemmer mit Nickeleinfaſſung,
1 goldene Broſche (Herzform), 1 goldene Broſche mit zwei roten
Steinen, 1 Rolle weißes Packpapier, 1 ſilbernes Kettenarmband
mit Medaillon, 1 Ledertaſche mit Kinderwäſche, 1 Siegelring,
1 Trauring gez. A. D. 6. 7. 04, 1 ſchwarzer Damenſchirm, 1 ſchwarz-
ſamtener Damengürtel, 1 kleiner Schlüſſel mit künſtlichem Bart,
1 Damenhandtaſche mit Jnhalt, 1 kleiner Schlüſſel, 1 Medaillon
mit Kette, 1 ſilberne Remontoiruhr mit Goldrand und Band,
1 Broſche mit Photographie, 1 Moſaikbroſche, 1 junger Hahn,
Rabattmarken im Nennwert von 30 M., 1 ſchwarzer Gehrock,
1 Gartenſtuhl, 1 Herren-Strohhut, 1 chineſiſches Kettenarmband,
1 Nickeldamenuhr, 1 Portemonnaie mit 2.96 M., 1 Schlüſſelbund
mit 4 Schlüſſeln, 1 Kanarienvogel, 1 goldene Damenuhr, 1 Porte-
monnaie mit 1.62 M.

2. Jn derſelben Zeit ſind als verloren hier angemeldet:
1 Handarbeit (Schere, Nähſtreifen uſw.), 1 ſilberne Uhr mit

Kette, 1 braunledernes Portemonnaie mit ca. 500 M., 1 Paket mit
Kinderſchürze, Schlüſſeln und Ring, 1 Donble-Klemmer, 1 Trau
Ring gez. P. B. 18. 4. 1908 und 31. 10. 1908, 1 rotbraunledernes
Damenportemonnaie mit 2 M. Jnhalt, 1 hufeiſenförmige Broſche,
1 goldener Klemmer mit Etui, 1 Pfandſchein über ein Kleid
(Nr. 596 328), 1 graublaues Portemonnaie mit Radfahrkarte und
6 Pfg., 1 graues Portemonnaie mit rotem Knopf, 1 kleines lila
Damenportemonnaie mit 20Mk.-Stück und Fahrſchein, 1 wollenes
Umſchlagetuch, 1 weißer Lederbentel mit 33.60 M., 1 weißes Perl
kindertäſchchen mit Taſchentuch, 1 goldene Broſche in Bretzel-
form, 1 randloſe gold. Brille mit Etui, 1 goldene Broſche mit
Photographie, 1 Netz mit 4 LawnTennis-Bällen (gez. F. K.),
1 goldene Uhr mit langer goldener Kette, 1 weiße Weſte, 1 ſilb.
Keitenarmband mit Krönungs-Zweimarkſtück, 1 ſchwarzer
Gummigürtel mit Goldſchnalle, 1 Eiſenbahnmonatskarte Dies-
kauHalle, 1 Poſtbuch, 1 ſilbernes Kettenarmband mit Gret-
chenmünze, 1 braunled. Portemonnaie mit 3 Mk., 1 ſchwarz-
ledernes Portemonnaie mit 10 Mk., 1 ſchwarze Handtaſche aus
Stoff und Portemonnaie mit 3 Mk., 1 ſchwarzer Samtgürtel

mit Emailleſchloß, 1 braunled. Portemonnaie mit 2,25 Mk.,
1 Zehnmarkſtück, 1 viereckige goldene Broſche mit großen Ame-
thyſt, 1 Weinzipfel (orange-weiß-blau), 1 helle leinene Hand-
taſche (1 Schlüſſel, Portemonnaie, Spiegel, Handſchuhe), 1
Militärpaß (Jnfanterie- Regiment 62), 1 ſchwarzſeid. Damen
ſchirm mit ſchwarz. Horngriff, 1 ſchwarzer Damenſchirm mit
Ueberzug und rundem Holzgriff, 1 goldene Damenuhr mit
Sprungdeckel und ſilberner Halskette, 1 rote Granatbroſche,
1 goldene Damenuhr, 1 ſchwarzſeidener Kopfſchal, 1 Anhängſel
(Frauenkopf und Tennisſchläger), 1 ſchwarzer Schirm mitbraunem Griff, 1 goldenes Zalstetichen 1 Damengürtel aus

beller lila Seide, 1 dunkelbraunled. Damenportemonnaie mit
über 13 Mk., 1 ſilberne Damenuhr mit Kette, 1 ſilb. Damen-
uhr mit Kette, 1 mattgoldenes Kollier mit Kette, 1 ſchwarz-
led. Portemonnaie mit 3 Mk., 1 ſchwarzled. Portemonnaie mit
über 4 Mk., 1 Granatarmband (im Beutel), 1 Schildpatt-
Lorgnette, 1 Nickelklemmer mit braunem Lederetui, 1 ſchwarz-
ſeidener Damenſchirm mit Schlangenkopf und kleinem Porte-
monnaie, T goldenes Kettengranatarmband, 1 goldene Damen-
uhr ohne Kette und Ring, 1 ſilberne Damenuhr ohne Kette,
1 Hundehalsband mit Marke 2660, 1 braunled. Portemonnaie
mit 15 Mk., 2 weiße Kinderröckchen mit Stickerei, 1 Hund
(deutſcher Boxer), 1 kleiner Schlüſſel mit Bezeichn. Arnhold
u. Ko. Nr. 20, 1 ſchwarzſeidener Regenſchirm mit Zelluloid-
griff, 1 halbſeid. Schirm mit brauner Krücke, 3 Bücher mit
Rabattmarken des Rabattſparvereins Merſeburg, 1 halbſeid.
Damenſchirm mit grünl. Krücke, 1 goldenes Gliederarmband,
1 Nickelremontoiruhr mit Nickelkette (P. X. 3. 75), 1 weißer
Klappkragen (Rautenberg), 1 goldenes Kinderkettchen mit Herz,
1 Zehnmarkſtück, 1 goldener Klemmer mit kurzer Schnur, 1
goldenes Kettchen mit Medaillon, 1 goldene Broſche mit Ame-
ihyſt, 1 weißer Kinderwaſchhut mit Roſaſchleife, 1 blaulederne
Handtaſche mit Portemonnaie (8 bis 9 Mk.), Schlüſſel uſw., 1
goldene Halskette, 1 Monatskarte Halle-Nietleben, 1 ſilbernes
Portemonnaie mit 50 bis 70 Pf., 1 weißer Pompadour, 1 ſil-
bernes Kettenarmband mit Luftſchiffanhängſel, eine große
braune Ledertaſche mit Portemonnaie über 100 Mk., Zigarren-
etui, Leg.-Karte, 1 Portemonnaie mit 2 Markſtück, 50 Pfennig-
ſtück, 25 Pfennigſtück und 1 bis 2 Mk., 1 ſchwarzſeid. Damen
ſchirm mit rötl. Griff, 1 Kollier mit Herz, 1 Schlüſſelbund mit
4 Schlüſſeln, 1 große blaue Lederhandtaſche mit Schlüſſel uſw.,
1 ſchwarzled. Portemonnaie mit 27 Mk. (10 Mk. in Papier),
1 dunkelrotes Portemonnaie mit 19,75 Mk. und Studenten-
karte, 1 ſchwarzled. Portemonnaie mit 1,20 Mk., 1 ſchmales
mattgold. Kettenarmband, 1 goldenes Halskettchen mit Herz,
1 Manſchettenknopf (goldene Gewürznelke mit Kettchen), 1 ſil-
berne Remontoiruhr mit Nickelkette, 1 gelb. gehäkelter Pom-
padour (2 Taſchentücher, 1 Decke), 1 Korallenarmband mit gol-
denen Verſchluß, 1 Double-Klemmer mit kleinen Kettchen, 2
Schrankfachſchlüſſel (Hall. Bankverein Kuliſch, Kaempf u. Ko.),
1 Zehnmarkſtück, 1 ſilb. feinglied. Uhrkette mit Ring und Oeſe,
1 braunled. Portemonnaie mit zirka 25 Mk., 1 gold. Kettchen
mit Anhänger von rotem Stein, 1 hoher Kinderſchnürſtiefel,
1 ſchwarzſeid. Schirm mit ſchwarz. Griff, 1 rötl. kleines Porte
monnaie mit 290 bis 30 Pf. und Badebillett, 1 ſchottiſcher
Schäferhund, 1 ſilb. Damenuhrkette, Gummiabſätze und Eiſen
flecken, 1 Klemmer ohne Einfaſſung mit ſchwarzem Etui, 1
lange gold. Kette mit Schieber, 1 braunled. Portemonnaie mit
24 Mk.

Die unbekannten Eigentümer der unter Nr. 1 bezeichneten
Gegenſtände werden hiermit aufgefordert, ihre Rechte inner-
halb ſechs Monaten im VPolizeiverwaltungsbureau, Dreyhaupt-
ſtraße 6, II, Zimmer 98, geltend zu machen.

Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden an die
Armenverwaltung oder an die Finder abgegeben werden.

Halle (Saale), den 2. Auguſt 1912.
Die Polizeiverwaltung.

Für die Jnſerate verantwortlich Rob. JIgner. Drug der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. V.

Paartoffolflockon
r

Hühner

SSSTF Möbel-Ausstattung
rech und dauern

Kleiderſekretär Prince
Vertiko (geſchn.) 55 Plüſch
ſoſa (rot, grün od. grau) 75

roßer Pfeilerſpiegel i. Konſol
7 4 Stühle 22 Sofatiſch
16 2 polierte Bettſtellen mit
gut gearbeitet. Matratz. à 40
86 komplette Küchen Ein-
richtung 55 Transport frei,
e Bei Einkauf einer Möbel

Ausſtattung gebe 1 großes

Max Jungblet,
Albreohtstr, 37.

richsplatz.

Emm]
Standesamtliche Nachrichten

Halle-Süd (Steinweg 2), 5. Aug.
Aufgeboten: Weinhändler

Alfonſo und Franziska Kuban
(Talamtſtraße 6 u. Werſehurger
ſtraße 5). achdecker Kleemann
und Dorothee Seeſe (Parkſtr. 16).
Konditor Scheibe und Sophle
Danker (Schützenſtraße 20). Ser-
geant Kluge und Martha Kloſter-
mann (St. Arold und Halle).
Lichtdruck-Maſchinenmeiſter Bier
brauer und A. G. Küſter (Halle
und Köln). Tiſchlermeiſter König
und A. A. K. Paulmann (Gos-
lar). Maurerpolier Winter und
Berta Kotel hheſchließungen: Marktreiſende

üller und Roſalie aſan(Kellnerſtraße 11 und Ranniſche-
ſtraße 1). Tiſchler Steckel und
Margarete Radloff (Gr. Klaus-
ſtraße 11 und Kl. Klausſtr. 7).

Geboren: Schloſſer Eggert S.
(Jakobſtraße 38). euerwehr
mann Kohlberg S. (Torſtr. 42).
Schloſſer Strieſenow T. (Lange-
traße 28). Schloſſer Wintſch gen.
amm T. (Mansfelderſtraße 11).

Arbeiter Götter T. (Pfänner-
höhe 33). Arbeiter Moraſch S.
(Schloſſerſtraße 6). Geſchäfts
führer Hilſcher Tocht. (Leipziger-
a 51). Arbeiter Meinhardt

T. (Wörmlitzerſtr. 98). Markthelfer
Achtzehn T. (Dryanderſtraße 24).
Arbeiter Bach S. (Schloſſerſtr. 13).
Bäcker und Konditor Ohme
r aſtaurage 1). ngenieureutin T. (Krondor a

Arbeiter Vaters S. (Mechkelſtr. 5).
Bäckermeiſter König S. 8 ern
hardyſtraße 46). Arbeiter Benne-
mann T. r 8). ArbeiterSüße S. (Ratswerder Kauf
mann Ankewitz T. enſtr. 28).
Fleiſcher Quandt T. (Langeſtr. 21).

Geſtorben: Arbeiter Hildebrandt
aus h 22 Jahre (Klinik).Schloſſers Stück aus Sangerhauſen
Sohn, 2 J. (Klinik). KranführersStroiſch aus Lettin Ehefrau n
riette geb. Feigner, 40 J. uns
Witwe Theuerkorn, ilhelmine

eb. Schmidt, 64 J. (Torſtr., 50).
ſermeiſter Bruder, 63 Jahreandberg 23). Arbeiters Alk
4 Woch. (Gr. Klausſtr. 12).

Arbeiters Beyer Tcht., 2 Mon.
(Glauchaerſtr. Keffel chmieds
Habermann S., 3 Mon. (Sophienſtraße 3). Müllers Hülße Tcht.,
3 Mon. Böllbergerweg 6). Mau
rers Zander aus Naundorf Ehe
frau, Auguſte gebor. Buſſe, 53 J.Klinik). Eiſenbahn Oberfekretärs
Krönert Ehefrau, Minna gebor.Meyer, 54 J. (Bernhard ſtr. 22).

Roſalie eeſener-ldner aus
Trebbichau, 44 Jahre WpiPoſtſchaffners Weiſe S., 4 Woch.
Delitzſcherſtraße 76). Kellners
chuchardt T., 2 J. (Ankerſtr. 8).

Geſchied. Minng Hecker geborene
Sparre, 68 J. (Zwingerſtraße 22).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 30).

5. Auguſt.
Eheſchließung: HolzbiW Lurh hiyein a Gütn

(Offenbach a. M. und Weiden-
plan 11).

Geboren Maurer Kupfernagel
S. (Rich. Wagnerſtraße i t r
beiter Wagner T. (Körnerſtr. 26).
Tapezierer Jürgens T. (Trifit
ſtraße 35). Arbeiter Strickſner S.
(Brachwitzerſtraße 7). Gütervor-
t er Ude S. (Breiteſtraße 26).

rbeiter Pietzonka S. (Schiller-ſtraße 43). rer Schmidt S.
Humboldtſtraße 51).

Geſtorben: s Mer-tin S., 1 J. (Böckſtraße 9). Jnv.
Mühlenverwalter Büchner, 64 J.
Hägerglas C Malers Kurth T.,
8 on. (Eichendorffſtraße 12).
er Soedel T., 3 Mon.r 4). Arbeiters Leibe4 Mon. (Eichendorffſtraße 20).
Arbeiters Karbowski aus Döcklitz
S., 1 Mon. Reilſtraße 24). Ardeiters Vogler S., 15 T. (Burg-
ſtraße 12). Rentier Schreiber,

Quittung.
Wahlkreis Delitzſch Bitterfeld. Vom 24. Februar bis 31. Jul

gingen beim Unterzeichneten folgende Beiträge ein:
45,30 Mk., Extraeinnahmen 9,20 Mk.

Die Ortskaſſierer werden gebete

e Paneelbrett gratis. o

Kursbüche

Bitterfeld. 227, 253,80n e n 18,60ilenburg 1521,69 r 602,25Gleſten 1990681 t 29,40Greppin. 95,60 z wallDelitzſch. 435,44 t 125/60Roitzſch 182685
üben 113,70 30,05Güntheritz 88,07 t 17,30Wolfen 8251Landsberg 75, zSandersdorf 28,10 weilRadefeld 16,.36 m 1720Ramſin 39,48Holzweißig 360,44

Croſütz 50, 19,n, dieſe Quittung aufzubewahren

r u

eApold-Theot

Direktion: Geantuv Foer.
Das lahesgeprär

bildet das aktuellſteſSchanſtuckh C
der Saiſon 1912/13:„Napoleon
bonaparte

Erſtes Geſchäft vom Fried-

Richard Flemming,
Halle g. S., Schmeerſtraße 22,

Opntiſche Anſtalt
Große Auswahl. billiaſte Preiſe

c Künzelks WSchweissfuns-Bals a m
es„Fuss-Heil 5

Ges, geseh. 145 528
Mit bestem Erfolge bei mehr als
80 Kompagnien, Batterien und
Eskadrons in sStändig. Gebrauch

Ohne jede Konkurrenz.
Viele glänzende Gutachten.

i Fl. M. I.00, FI. 60 Pfg.
Zu haben bei:

las Künzel, Magdeburgerstr. 53

Waſchgefäße,
d ft und billig. Größte AusWar Vonchere ESchülereboi 1.

Mittwoch
Socohlachterſest,B Marie Böttcher,

Triftſtraße 2.
u

a e feſt.Früh 8 Uhr: Wellfleiſch
Otto Becker, Kröllwitz.

Neu! Neu

öommer 1912.

Zu beziehen durch die
Volksbuchhandlung Hallea.6.

Harz 42/43.

Todes- Anzeige.
Heute früh S Uhr entſchlief

nach kurzem, aber er ſchwerem
Leiden meine liebe Frau, unſere
gute Mutter, Schweſter Schwä
r Enkelin und Schwieger
ochter, Frau

Harle Richter, eKnöehel,
in ihrem 36. Lebensfahre.

Dies zeigen tiefb anDie trauernd. Hinterbliebenen
Fier e endkenebſt Kindern u. Verwandten.

Das Begräbnis findet Freitag
um 5 Uhr auf dem Trothaer
Friedhofe ſtatt.

Geſtern abend Uhr verſtarb nach ſchwerem Kranken
ager meine liebe Frau, unſere

gute Mutter, Schweſter, Schwä
gerin u. Tante, Schwieger u.

roßmutter

geb. Schaaf,
im 58. Lebensfahre.

Die tieftrauernden
Hinterbliebenen.

Die Beerdigung find. Donners
t den 8. Auguſt nachmittags
4 Uhr auf dem Cröllwitzer Fried

hofe ſtatt.

Heute ſtarb nach kurzem,
chwerem Krankenlager meine
nnigſtgeliebte Frau

Narthu Gorges
geb. Linde

im Alter von 22 Jahren.
Dies zeigt tiefbetrübt an
Halle a. S., 5. Aug. 1912

Hermann Gorges
im Namen der Hnterbhebenen.

81 J. (Lafontaineſtraße 1).
H.) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähni g. Sänmtl. i. Halle a. S.

h
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